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Risiken des Megastaat$ 
Die Diskussion um die Zukunft Europas und die 
Wünschbarkeit eines EWR- oder EG-Beitritts kann 
nicbt mit Vor- und Nachteilslisten allein geführt 
werden. Weil grundlegende Weichenstellungen 
ansteben, müssen Grundfragen erõrtert werden: lst 
die Herausbil.dung eine europaischen Grossstaates . 
wünscbenswert? Sind solche Gebilde handlungsfàhi- . 
ger gegenüber den grossen aktuellen Problemen? 
Sind sie überhaupt demokratisierbar? Welcbes sind 
die globalen Auswirkungen insbesondere gegenüber 
der Dritten Welt? Gibt es Alternativen? Nach der 
Ablehnung der Maastricbter Vertrage durch Diine­
marks Stimmberecbtigte bestebt neuer Spielraum 
ru r die Gestaltung eines kooperativen und demokra­
tischen Europas. 

Was ist die EG? 

l. Europa ist eine geografiscbe und gesellscbaftliche 
Realitiit, die nlcbt mit der EG ldentiscb lst. Die 
õkonorniscbe und zivilgesellscbaftlicben Verflecb­
tungen haben sich In den Jetzten Jahrzehnten ver­
dichtet. Sie verlaufen unter nationalstaatlicben und 
kontinentalen Grenzen durcb. Diese kulturellen, 
menscblichen und õkonomiscbcn Bcziehungsnetze 
sind das wichtigste Fundament rur eine friedliche 
Entwicklung in und um Europa. 

Diese ·Prazisierung erscbeint keineswegs unwicbtig, 
weil die EG selbst wie auch die Defürwortcrlnnen eines 
Beiuitts die EG aus offensicbtlicben Gründen mit der 
EG gleicbsetzen. Von daher wird auch gerne von 
«Beitritt zu Europa» oder «Europadiskussion» gespro­
cben, obwobl die EG gemeint ist.. Die Unterscbeidung 
von EG und Europa lasst sicb aucb durcb barte Fakten 
stützen. Gemessen an z.ivilgesellscbaftlicben Indikato­
ren ist das Nicbt-EG-Land Scbweiz «europaiscben> als 
die EG-Lander (ausser Luxemburg): Anteil der euro­
paiscben Auslanderlnnen, Presseerzeugnisse am Kiosk, 
Kulturleben, Freundschaften und Eben oder Aussen­
handcl. 

2. Die EG ist ein Phanomen der staatlichen Sphiire 
und muss entsprecbend diskutiert werden. Seit den 
institutionellen Zentralisierungsschritten irn Zu­
sammenhang mit dem Binnenmarkt kann die EG 
nicht mehr all kooperierender Staatenbund ange­
sprochen werden. Die EG ist ein irn Entstehen 
begrifTener Bundesstaat, in dem der Zentralstaat die 
Souveranitiit der Gliedstaaten bereits massiv durch­
lõchert hat. In der Wirtschaftspolitik oder beim 
Umweltschutz sind nicbt nur unmittellbare Zustiin­
digkeiten, sondern auch Souvedinitiit bei der EG 
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In der bisherigen EG-Diskussion wurde die EG nur zu 
gerne als diffuse Gemeinscbaft dargestellt und deren 
staatl icher Charakter .mõglichst unter den Tisch ge­
kebrt. Als Beispiel für die Linke mag der ausführliche 
Beitrag von Doris Schüepp dienen, mit dem die VPOD­
Zeitung am 17.1.92 ihre EG-Serie erõffnet. Die EG 
wird al s « WG» eingeführt. Doris Schüepp prãzisiert 
diese WG dann als Wobn-, Wirtscbafts-, Werktãtigen-, 
Woblfahrts-, Wãregem-Grüne, .Wissens- und Willens­
gemeinschaft. Dieser Diskurs führt an den brennenden 
Fragen nacb der staatlichen Zukunft Europas vorbei. 

Eine ãbnliche Problematik wohnt auch dem Allerwelts­
begriff <<europaiscbe Integration» inne, welcher - ohne 
Anführungszeichen - von zentralistischen Eurokratln­
nen bis bin zu EG-Kritikern verwendet wird. Klaus 
Dráger beispielsweise, wíssenschaftlicber Mitarbeiter 
der Grünen im Europaparlament., prãzisiert einerseits 
die Chancen <<einer zivilen, õkologischen und solidari­
schen gesamteuropaischen Integration» (Bresche 7/8-. 
92). Auf den ersten Blick lásst sein <<konfõderiertes 
Europa der Regionen» den Eindruck einer staatlichen 
Dezentralisierungsperspektive entstehen . . Andererseits 
scbeint Drãger die Einschãtzung nicbt zu teilen, dass 
die EG bereits beute das Konfõderationsstadium binter 
sicb gelassen hat und verzicbtet im Rahmen seiner 
demokratiscben Reformvorscblãge aucb einen entspre­
chenden Rückbau der EG. Drãgers interessante Vor­
schlãge selbst legen indes nahe, nicht diffus von 
«europaiscber Integration» zu reden, sondern bereicbs­
weise zu diskutieren; was integriert und was· desinte­
griert werden soll. 

Krise der Nationalstaaten 

3. Die Krise der überkommenen Nationalstaaten ist 
keine Grõssenkrise, sondern hat einen komplexen 
Charakter. Der Aufbau der supranationalen EG­
Institutionen hat darum in den letzten Jahren in 
verscbiedenen Uindern die Krisensymptome nicht 
gedampft, sondern noch versch~rft. Die EG über­
windet die nationalstaatlichen Ubel nicht sondern 
reproduziert sie au f bõherer Ebene. 

Wenn Andi Gross «die scbwindende Gestaltungsmacbt 
des Nationalstaates, seine rapide abnehmende Souve­
rãni tãt» anspricht (Neue Wege, Mai 91), klingt eine 
Argumentation an, die sich in vielen Diskussionen 
bereits zu einem Axiom verdicbtet hat. Die Krise des 
Nationalstaats wird auf die Problematik der Grõsse 
zugesP.itzt. Megastaaten - oder zumindest ein rnassiver 
Transfer von Souverantitãt - erscheincn als unaus­
weichlicbe Notwendigkeit. Ein Blick auf die konkreten 
Krisensymtome des Nationalstaates in Westeuropa 
ergibt jedoch cin differenzierteres Bild mangelnder 
staatlicher Gestaltungsmacht, das sich keineswegs auf 
die Grõssenproblematik reduzieren lásst. 

Als staatliche Krisensymptome erscheinen Demokra­
tiemangel und Legitimationsdefizite, Bespitzelungs­
und Geheimdienstskandale, Parteibucbwirtschaft und 
Korruption, feblende Handlungsbereitschaft gegen 
Dauerarbeitslosigkeit, pauiarchale Gewalt., Umwelt­
probleme oder organisiertes Verbrechen. Das Ende des 
kalten Kriegs und die abbrõckelnde KJammerwirkung 



national-miliwistiscber Ideologien das Aufbrecben 
dieser Krisensymptome nocb verstarkt. Die Auswir­
kungen dieser Krisenlage sind ambiv.alenl. EinerseilS 
entwertet sie politiscbes Handeln, fõrdcrt dcn Rückzug 
ins Private und privilegiert neolibêral-individualistiscbe 
Handlungsstrategien. Si e f orden au eh direkt Opfer etwa 
bei den Menscben, die vom Staat der Neuen Armut 
überlassen werden. AndererseilS õffnet diese Krisenlage 
aucb Spiel.raume für fortscbrittlicbe Krãfte. Auf der 
Tagesordnung würde eigentlicb eine ~ive Demo­
kratisierung und Neugestaltung der kriselnden staatli­
cben Verbaltnisse steben. Es gebt nicbt um eine R~vi­
talisierung des Nationalstaates aus dem 19. Jahrbun­
dert., sondem um cin neues Verhaltnis zwiscben Staat 
und Gesellscbaft für das 21. Jabrbundert., was ein effi­
zientes Anpaclcen der angesprocbenen Probleme er­
moglicben kõnnte. 

Statt einer innovativen Poliúk vor Ort haben sich die 
gouvemementalen Linksk:rafte Westeuropas in den 
letzten Jahren auf die Entwicklung der EG konzen­
triert. Die Starkung der EG und der Ausbau des Bin­
nenmarkts hat die institutionellen Krisenberde nicht 
eingedãmmt. Plakatives Beispiel dafür ist Italien. Den 
Zerfallsprozess dieses Staates als positive Aufbebung 
des Naúonalstaates im neuen supranationalen StaalS­
gebilde zu interpretieren, hat bisher nocb niemand 
risldert ... Ziemlich negativ fállt auch die Bilanz der 
franzosiscben Linksregierung aus. Nacb ihrem neo­
keynesianiscben Schnellstart (V erstaatlichungen) ist sie 
Mitte achtziger Jabre auf eine EG-orientierte Austeri­
t.ãtspoliúk umgeschwenkl. Sie hat es dabei systematisch 
unterlassen, Handlungsspielrãume für eine demokrati­
sche und emanzipatorische Politik auszunützen: Die 
Atomenergie wurde massiv ausgebaut und im Pazifl.k: 
atombomte die Regierung weiter. Von einer Demok.ra­
úsierung und substantiellen Dezentralisierung des 
Staates kann nicht die Rede sein. ·Statt neue Formen 
st.aatlichen Handelns gegenüber sozialen Problemen zu 
erproben, liess die Linksregierung mit ibrer neolibera-

. Jen Politik die Massenarbeitslosigkeit in die Hohe 
schnellen. 

Für die spaniscbe Linksregierung fállt eine Kurzbilanz 
wobl durchzogener aus. Sie kann auf der einen Seite 
beacbtlicbe Modernisierungsleistungen für sicb verbu­
cben. Andererseits hat sie mit Paneibucb und Beste­
chungswirtscbaft die politische Kultur scbwer belastet 
und kaum überzeugende sozial- oder demok.raúepoliti­
scbe Iniúaúven ergriffen. Die Linke, die in diesen drei 
EG-Lãndem seit Jahren (mit)regiert, hat ibren Gestal­
tungsspielraum keineswegs ausgenutzt 

Grosse Probleme - Grosse Staaten? 

4. Die Vermutung, dass dle grossen Probleme der 
Menschheit nur mit grossen staatlichen Gébilden 
wirksam angegangen werden konnen, trifft nicht zu. 
Eine genauere Betrachtung der Problemseite zeigt, 
dass etwa die Umweltzerstorung oder die Produk- · 
tion sozialer Ungleichheit keine eindeutige raumli­
che Struktur aufweisen. Dass verschiedene grosse 
Problemkreis eine globale Dimension aufweisen, 
steht ausser Zweifel. Aber auch die globalsten der 
globalen Probleme sind nicht n ur global. 

Hãufig strapaziertes Beispiel für eine angeblicbe Gr.oss­
raumigkeit des Problems sind die Luftschadstoffe. Mit 
der richtigen Feststellung «Schadstoffe kennen keine 
Grenzen>> wird fálschlicherweise impliziert., dass um­
weltpolitisches Handeln in Rãumen von einigen Dut-
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zend oder bundert Kilom«Úem Durchmesser wenig Sinn 
babe. Das Beispiel kônnte falscher nicht gewãblt sein. 
Denn bereilS in den vergleicbsweise kleinen Agglomc­
rationen de r Schweiz licgt. der Anteil der hausgemach­
ten Luftscbadstoffe zw.ischen 85 und 95 Prozenl. In 
Grossagglomerationen wie Los Angeles oder Mexiko 
ist der Anteil nocb hõher. Mit den nõtigen Kompeten­
zen und enlSprecbendem Handlungswillen ausgestattet 
kônnte dieses Problem also sogar unterbalb der naúo­
nalstaatlichen Ebene substantiell entschãrft werden. 

Das beliebte Argument der grenzenlosen Luftschadstof-
fe wirkt aufgesetzt. Die Forderung nach grossstaatli­
cben Strukturen ist nicht aus der Bescbãftigung mit 
õkologiscben Problemen berausgewachsen. Vielmebr .. 
wird das Argument berangezogen, um den Aufbau sol­
cher Strukturen und eigenes NichlStun zu legitimieren. 
In den letz.ten zwei Jahrzebnten haben weder besorgte 
Wissenschafterinnen noch die a.k:tiven Umweltbewe­
gungen die grossraumige staatlicbe Zentralisierung 
gefordert. Vielmebr baben sie auf die zerstõrerische 
Ausrichtung der dominanten Politik hi.ngewiesen. Sie 
haben sicb mobilisiert., damit der vor allem in reichen 
Lãndern grosse Spielraum für umweltfreundliche Lõ­
sungen wi:rklicb ausgenutzt und mit intemationaler 
Kooperaúon kombiniert wird. Wie hiess es docb 
gleich? «Global denken- lokal bándeln». 

Statt eine vereinfacbenden Globalisierungsdiskurses 
wãre eine detaHiierte Analyse der zur Diskussion ste­
henden Probleme nõtig, welche deren gestufte Struktur 
deutlicber sicbtbar macben würde. Die K.limaproble­
maúk erstreckt sich über die ganze Skala von der glo­
balen õkologiscben Verãnderungen bis binunter zu sehr 
dezentralen Ursacben wie Auspüffen und · Kaminen 
sowie deren Betreiberinnen. 

S. Die bisherigen Erfahrungen mit der Umweltpoli­
tik der EG zeigen, dass grosse institutionelle Gebilde 
keineswegs handlungsfãhiger sind gegenüber gros­
sen Problemen. Si e kõnnen effizient . grossflãchig 
geltende Vorschriften erlassen. Aber die Handlungs­
fàbigkeit wird durch eine Reihe von Mecbanismen 
unterminiert: Verwasserung, Blockierung von 
Vorreitern, Vollzugsdefizite. 

Zweifellos trifft es zu, dass die grossrãumigen Regulie­
rungen der EG vor allem in den am wenigsten umwelt­
bewussten Lãndem die Umweltscbutzgesetzgebung 
erbeblicb vorangebracht hat. Allerdings sind die ent­
sprechenden Richtlinien aufgrund der MilSprache die­
ser Lãnder bereits stark verwãssert und ~eit von not­
wendigen entfemt Bereits ganz in der An eines souve­
rãnen Bundesstaates regelt die EG ganze Umweltberei­
cbe dem Binnenmarkt zuliebe abscbliessend: Die Ein­
zelst.aaten dürfen keine weitergehenden produkterele­
vanten· Vorscbriften erlassen. Sie dürfen weder ver­
scbãrfte Vorscbriften für Úlbrenner noch für 'Autos. 
weder bei der Lebensmittelbestrablung nocb den gen­
tecbniscb manipl!lierten Lebewesen erlassen. Damit 
werden Vorreiterrollen systematiscb unterbunden. Es 
damit sogar -die Anstõsse eliminiert., den Stand der 
Technik in den Produkten umzuseuen, wie das etwa 
beim Kat oder den súckoxid-armen Brennem nôtig 
w ar. 

Mit dem Binnenmarkt entfállt nun auch die Mõglich­
keit, zumindest bei Importen eine gewissen Druck auf 
die Einbaltung der EG-Vorscbriften auszuüben. lm 
Binnenmarkt werden jene Lãnder noch mehr als heute 
belobnt, welche die Umweltrichtlinien nicht einhalten 
und dadurch Extraprofite realisieren kõnnen. Dabei ist 



das VollzugsdefLZit bereits jetzt enorm. Troti mehrerer 
EG-Richtlinien zum Schutze des Trinkwassers und der 
Meere proftlieren siçh gerade die EG-Mittelmeeranra.i­
ner als eigentlicbe Úkokiller. So beklagt die EG, dass 
in Italien nur gerade die Hãlfte der Klãranlagen in Be­
trieb ist und einigermassen funktioniert. 

Viele fortschrittliche EG-Befürworterlnnen setzen auf 
die angeblicb bobe Handlungsfáhigkeit grossstaatlicber 
lnstitutionen. Die Vollzugsrealitãt deutet bereits beute 
in eine andere Ricbtung. W o die ZivilgeseUscbaft. Staat 
und Wirtschaft vor Ort nicbt in Entscbeidungsprozesse 
eingebunden sind und sicb ein Konsens zugunsten der 
UmweltpOlitik berausbilden, laufen Brüsseler Erlasse 
und widerwillig erlassene einzelstaatlicbe Umsetzungs­
bescblüsse weitgebend ins Lecre. 

Wie die EG von interessierter Seite genutzt wird, um 
eine politiscbe Kultur organisierter Verantwortungslo­
sigkeit zu enúalten, zeigen die Auseinandersetzungen 
um eine C02-Abgabe. Ende der acbtziger Jahren 
wucbs in der BRD der Druck, angesicbts der intensiv 
diskutierten Klimaproblematik aucb etwas zu unter­
nebmen. Eine Enquête-Kommission des Bundestags 
lieferte umfangreicbe Materialien und Handlungsvor­
scblãge ab. Allerdings kam die deutsche· classe politica 
nicht in die Lage, den Emst ibrer Worte in Auseinan­
dersetzungen mit der Energiewirtschaft. Autolobby und 
Cbemie testen zu müssen. Nacb der Weltklimakonfe­
renz im Herbst 1990 nabm sich die EG des Tbemas an 
und kündigte 1991 die Einführung einer Energieabgabe 
an. Aber sogar diese Schmalspursteuer, die verschie­
dene Branchen ausnabm und den Liter Benzin bis zur 
Jahrtausendwende nur gerade um ein paar Rappen 
verteuem woUte, wurde im Vorfeld der Konferenz von 
Rio aufs Eis gelegt. Begründung: Solange die weltweite 
Konkurrenz nicht mitmacbe, kõnne die europãische 
lndustrie nicbt Wettbewerbsnacbteilen ausgesetzt 
werden. 

Diktat des Weltmarkts? 

6. Die zunehmende Verilechtung des Weltmarkte 
macht klein- und mittelrãumige Regu~ierungen nicbt 
unmõglicb - Im Gegenteil. Reiche Lãnder wie die 
europãiscben haben heute mehr Spielraum, gegen­
über dem W.eltmarkt spezifische Lõsungen durcbzu­
setzen. Beispiele wie die Gesundbelts-, Verkebrs-, 
Agrar- oder Bildungspolitik dokumentieren, dass 
sich ·sogar kJeinere St.aaten selektiv vom Weltmarkt 
abkoppeln konnen. Ein zutreffendes Element des 
okonomlschen· Grossst.aat-Diskurses liegt dari n, da.Ss 
grosse St.aaten aufgrund lbres okonomischen und 
strategischen Gewicbts einen parasit.ãren Protektio· 
nismus betreiben konnen, der kJeineren St.aaten 
unzuganglich bleibt. 

Die unterschiedlich ausgestalteten Gesundbeitspolitiken 
verschiedener europãischer Lãnder bilden ein Beispiel 
für den Handiungsspielraum auf dem Weltmarkt. Was 
würde passieren, wenn kleinere Uinder tatsãchlich zu 
klein waren, um speziftsche Lõsungen durchzusetzen? 
Nebmen wir an, die staatlicben Eingriffe und lnstitu­
tionen würden innerhalb von ein paar Jahren abgebauL 
Anstelle des beutigen Gesundheitswesen wü("de eine 
weltmarktkonforme Gesundheitsbrancbe treten. Kran­
kenhauskonzeme und eine weitgehend veranderte Ver­
sicherungslandscbaft würden das neue Bild prãgen. Der 
Zugang zu mediziniscben Dienstleistlingen würde di­
rekt von der Kaufkraft der Kranken und Verunfallten 
abhangen . Kurz, die Szene würde sicb unter Welt-
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marktregime ziemlich anders darstellen als beute. Was 
docb zeigt. dass sogar staatlicbe Winzlinge wie die 
Scbweiz Regelungen durcbsetzen kõnnen, die drastiscb 
vom Grundmuster des Weltmarktes abweicben. 

Auch im Bereich ansprucbsvoller industrieller Produkte 
zeigt sich ein erbeblicber Spielraum. So konnte der 
Ministaat Scbweiz problemlos durchsetzen, dass auf 
seinem Territorium Autos eben mit' Katalysatoren 
verkauft werden müssen. Auch bei den Ülbrenneren 
werden bõbere Standards als die auf dem Weltmarkt 
üblichen verlangL Nichts würde europãischen Staaten 
daran bindem, etwa bei Autos, Computem oder Haus­
hal!gerãte.n dra.Stiscbe Vorscbriften über einen bessem 
Wirkungsgrad zu erlassen - wenn s ie nur wollten. 

. . 
Damit soll keineswegs behauptet werden, dass eine 
beliebige Mõglicbkeit zur weitgebenden Abkoppelung 
vom Weltmarkt existiert. Zu offensichtlicb ist .etwa die 
intemationale Arbeitsteilung etwa bei hocbtecbnologi­
scben Gütem, obne die das. okonomiscbe Gefüge von 
Industriestaaten rascb einbrecben würde. Es soll aber 
auf den erheblicben Handlungsspielraum für kleinere 
un d mittelgrosse Staaten bingewiesen werden, · der 
heute weder zu sozialpolitischen noch zu õkologiscben 
Zwecken aucb nur annãbemd ausgescbõpft wird. 

Die Recbúertigung grossstaatlicber Gebilde durcb den 
Weltmarkt gebt metbodiscb von einer vereinfacbten 
und deterministiscben Vorstellung · aus. Der Markt 
beinhaltet wobl ·eine universalisierende Dimension, 
welche über Produktivitãtsdifferenzen und ungleiê:ben 
Tauscb weltweite Verbeinheitlichungsprozesse initiiert. 
Der We1tmarkt kann aber nicbt als õkonomiscbes Ab­
straktum existieren, so.ndem nur eingebettet in eine 
soziale, kulturelle und institutionelle Infrastruktur. 
Genau darum existiert aucb die Mõglicbkeit zur politi­
scben Gestaltung von wesentlicben R.ahmenbedingun­
gen. 

7. Die Schaffung des. europãischen Binnenmarktes 
ist per se ein Deregulierungsprozess' mit ungewissen 
volkswirtschaftlicben und sozlalen Folgen. Ob die 
forcierte Zerschlagung okonomiscb schwacber 
Sektoren zu einem europãlscben Boom führt, der die 
Arbeitslosigkeit In den neunziger Jahren aufsaugt, 
ist mehr als zweifelhaft. Notig wãre vielmebr die 
Konzeption eines «regullerten Sektors», der nacb 
oko1ogischen und sozialen Gesichtspunkten gest.altet 
wãre. Dieser «regulierte Sektor» müsste vom Welt­
markt und der Maxlmierung de.r Arbeitsproduktivi­
tiit entkoppelt werden. Er würde eln Angebot -an 
Lobnarbeitsplãtzen zur Verfügung und elne Spek­
trum von gesellschaftlicb wertvollen sozialeri und 
kulturellen Leistungen erbringen. Die Schaffung 
und Reproduktion eines solcben Sektors ware ein 
Ak t gesellschaftlicher Solidarit.ãt. . . 
Sieben Jabre Umsetzung· des Binnenmarktprogramms 
lassen wenige Anzeicben für einen europãiscben Boom 
sicbtbar werden. Tro~ Jahren der Hochkonjunktur und 
boher Proftte sind in den Jahren vor der jüngsten Krise 
keine lndizien für eine Entwicklung à la fünfziger oder 
secbziger Jabre aufgetaucht. Die Boomphase von Spa­
nien, Südengland oder Norditalien sind eber als inner­
europãische Aufbolbewegungen zu interpretieren, denn 
als lndizien für einen europãiscben Superboom. 

Doch gerade auf diese Karte setzen mit bemerkenswer­
ter Risikobereitschaft grosse Teile von Gewerkscbaften 
únd Linken, indem si e Binnenmarkt un d Wirtscbafts- . 
union unterstützen. Dabei kõnnte aus den jüngsten 



Erfahrungen der USA durcbaus der Schluss gezogeo 
werden, dass die Kombination von grossem Wirt­
scbaftsraum und Deregulierung lceineswegs automa­
tisch zu genereller Prosperit.ãt fühlL Vielmehr bildet 
ein grosser, hochmobiler Wirtscbaftraum das ideale 
Treibhausklima für gesellscbaftliche Entsolidarisie- · 

zablreicbe Kleinstbetriebe. 

rung. · 

Bemerkenswert ist aber auch die Entwicklung in Japan. 
Sogar diese bochtechnisierte, sei t Jahrzebnten mit 
überdurcbscbnittlicben Wachstumsraten expandierende 
Wirtschaft kann in ihren modemen Sektoren keine 
gesellschaftlicbe Vollbçschaftigung garantieren. Viel­
mehr leistet sicb Japan den ~~Luxusn grõsserer unter­
durcbscbnittlicb produktiver Wirtscbaftsbereicbe. 
Bekannt und in den GA TT-Verhandlungen uoter 
Druck geraten ist die Landwirtschaft. in der zablreicbe 
kleine Reisbauem und -bauerinnen danke Preisen 
überleben kõnnen, die mellrfach hõher sind als auf dem 
Welanarkt. Auch im Distributionsbereicb überleben 

Vor dem Hintergrund des japaniscben Beispiels e~­
scbeint es ziemlicb gewagt. für Westeuropa im allge­
meinen ode~ die Schweiz im speziellen «Zünftleriscbe 
Reglementierunge_n» obne Altemative abzubáuen, wie 
Jost Steiger (Bresche 92-6) und. viele andere Linke das 
im Umfeld der EG-Diskussion fordem. Der Fali dieser 
Reglementierungen trifft nicht die grossen Profiteure 
existentiell, sondem Kleinbauem, Teile der Gewerbe­
treibenden und vor allem Arbeiterlnnen und Angestell­
te in den entsprecbênden Bereicben. Weil wir nicbt in 

· den fünfzigem, sondem in den neunzigem leben, ver­
grõssem diese Modemisierungsopfer den Sockel der 
Dauerarbeitslosen in Europa. Es muss unter den real 
existierenden Umstãnden aucb sehr bezweifelt werden, 
<?.b entsprecbende Deregulierungen auch wirklicb den 
Armsten zugute kommen, wie Jost Steiger das an­
spricbt. Zumindest in den letzten Jahren ist im einem 
deregulativen Kontext der Lebensstandard der neuen 
und traditionellen Armen relativ · noch schneller 

·gefallen als die entsprecbenden 
.-----------------------------.:.., ~eise. 
Sieben Vorschlãge für ein Europa ohrie Megastaat 

Europa der Kooperation. Zusammenarbeit ist nur unter gleicbberecbtigten, 
bandlungsfábigen Partnem mõglich·. Zentralismus und Kooperation sctilies­
sen sich aus. · · 

Europa der Plattformen. Europas Staatengemeinscbaft entwickelt ei n offe­
nes Geflecht von Platúormen, welche gegenüber den.õkologiscben und sozia­
len Problemen verbindliche Grundstandards festlegen. Diese Standards sind . 
un Gegensatz zur EG-Mecbanik nacb oben offen. Sie ermuntem die Mit­
glieds'taaten dazu, .Vorreiterrollen zu spielen und bessere Lõsungsansatze 
auszuprobieren. 

Europa als offenes System. Statt si eh staatlich nacb innen z u formieren, 
sucht Westeuropa systematiscb Verflechtung mit den benacbbarten Lãndem 
Osteuropas, des Naben Ostens un d Nordafrikas. Beim Einbezug dieser Lãn­
der in die Encwicklung grossraumig abgestützter Platúormen nehmen die 
reicben Lãnder ihre wirtscbaftlicbe Verantwortung wahr, indem sie bei­
spielsweise das Angeben von Umweltproblemen massiv unterstützen. 

Europa als friedliche Region. Die Souveranitãt dcr cir-zclncn Staaten wir im 
Militãrbereich aufgehoben, allerdings nicbt. um die bestehenden Milit.ãrapa­
rate z u einem Euroheer zu fusionieren. Vielmehr müssen di e ·existierenden 
Militãrmãchte waffentechnisch, wirtscbaftlicb, institutionell und geis~g 
dcmilitarisiert werden. Eine souverãne suprànationale Instanz überwacht die­
sen Prozess. 

Europa als Menschenrecbtsraum. Gestützt au f die Ansãtze des Europarats 
wird im Bereicb der Menscbenrecbte die einzelstaatlicbe Souveranit.ãt dauer­
haft aufgehoben. Eine mit direkte~ Vollmachten ausgestattet supranationale 
Instanz beurteilt Verstõsse und kann noúalls an den einzelstaatlichen Instan­
zen vorbei betroffene Menscben, ihre persõnlichen und politiscben Recbte 
scbützen. 

Europa als flexibles Gebaude. In einem dritten Bereich verzicbten dié 
Staaten freiwillig und dauerbaft auf Souverãnitãt. Sie entwickeln ein supra­
nationales Regelwerk, welches Recbtc, Pflicbtcn und Verfahrcn für die Pro­
blematik von Autonomie, Staatsbildung oder Staatszusammenschluss entbãlt. 
Di ese Regcln sollcn zusammen mit einer supranationalen Institution dazu 
beitragen, mit regionale Spannungen, Wünschen nach Autonomie oder trans­
nationalen regionalen Kooperationen rivilisiert und beweglicb umzugehen. 

Europa mit demokratischen Rechten. Das Bauwerk kooperativer Platúor­
men wird mit dem Aufbau demokratiscber Recbte au f dieser Ebene verknüpfL 
Eine Demokratisierung Europas muss aber aucb einen massiven Ausbau de-· 
mokratischer Handlungsmõglicbkeiten der Bürgerinnen auf den untem staat­
licben Ebenen beinbalten. 

Europa der Volkssouveriinitiit. Damit die Menschen politiscb.souverãn 
handeln konnen, muss Souverãnitãt in ihrer Reichweite angesiedelt sein. Ge­
genüber dem beutigen Zustand müssen Kompctenzen nach unten verlagert 
werden. · 
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lnnen und aussen 

8. Die staatlicbe Formierung West­
europas verstiirkt die Abscbottung 
gegenüber der Dritten Welt und 
belzt au f deren Kosten die Konkur­
renz der Blõcke an. 

Die staatlich~ Formierung und Ver­
einbeitlicbung Europas Iãsst sicb mit 
bekannten Gruppendynamiscbcn 
Prozessen vergleicben. Je mebr Bin­

_nenkontakte und ldentitat ein Gruppe 
entwickelt. umso abgescbotteter wirkt· 
sie nacb aussen. Nõtig wãre beute 
viclmebr eine Entwicklung zur Of­
fenbeit. ztim Beispiel Richtung Nord­
afrika. 

Weit neben den Realitãten lieg t der 
Versucb, · die staatlicbe Formierung 
Europas als Verteidigungsakt danu­
stellen. Bereits in ihrer heutigen 
Form ist die EG der grõsste Wirt­
scbaftsblock auf dem Planeten. lbr 
Anteil an den weltweiten Exporten 
betrug nach Angaben der EG 37,9 
Prozent gegenüber 12,0 der USA und 
9,1 Japans. Die EG weist mit 4728 
Milliarden ECU aucb das grosste 
Bruttosozialprodukt aus (USA 4311, 
Japan 2264 Milliarden). Die Vertie­
fung und Ausweitung der EG müsste 
also vielmebr als aggressives bege­
moniales Projekt. denn als legitime 
Verteidigungsmassnabme bczeicbnet 
werden. 

Einen bescbeidenen Realitãtsgebalt 
weist auch die These auf, die EG sei 
ein Werk europãiscber Friedenssicbe­
rung. In Tat und Wahrbeit spielten · 
sicb sowobl die Vorbereitung wie 
auch die Gründung der EG in der 
beissen Phase des Kalten Kriegs ab. 
Die EG war ein Formierungsprozess 
im westlichen Block des kalten 



Kriegs .. Gerade in den fünfziger und sechziger Jahren 
bestand nicht die geringste Kriegsgefahr im lnnem des 
Westblocks: Raketen und Pánzerrohre wiesen uniform 
nach Osten. 

Demokratieabbau 

9. Die Entwicklung der EG im letzten Jahrzehnt ist 
identisch ·mit einer massiven Entdemokratisierung 
der staatlicben Ve.rhaltnisse In West~uropa. Zentra­
le Politikbereiche sind den minimalen Standards 
parlamentarischer Demokratie entzogen worden. 

Die in der Übergangslose zu einem Bundesstaat diffus 
gewordene Konstruktion ·der EG ber:ubt ·auf keiner · 
Verfassung. Sie basiert weder auf Volkssouveranitãt 
noch auf parlamentarischer Reprasentation. Die Ent­
scheidungsablãufe sind exekutivlastig und offentlich­
keitsfem. Diese Mangel werden unter dem Sticbwort 
«DemokratiedeflZil» diskutiert, das den Sacbverbalt 
eher beschõnigend umschreibt. Ein Deflzit lãsst sicb 
bãufig einigermassen leicht ausbügeln, was bei der EG 
nicbt unbedingt der Fali ist. 

Das Staatswerdung der EG basiert auf einem Prozess 
demokratischer Entrnündigung und ist damit den 
staatsbildenden Pi-ozessen der Franzosischen Revolu­
tion · oder der Bundesstaatsgründung 1848 diamet.ral 
entgegengesetzt. 1848 drangten in ganz Europa Volks­
bewegungen mit mebr oder weniger Erfolg auf eine 
Demokratisierung und Modemisierung der staatlicben 
Verhãltnisse. Seit Mitte acbtziger Jabren sind die 
staatlichen Apparate selbst initiativ und betreiben die 
staatliche Fusion Westeuropas. Bisher ist dies Politik 
von grõsseren Teilen der europli..ischen Offentlicbkeit 
allenfalls gebilligt oder geduldet worden, sofern sie 
überhaupt befragt wurde. Von einer demokratiscben 
Aufbruchsstimmung in der Bevõlkerung war die Ent­
wicklung im letzten Jabrzebnt jedenfalls nicht getra­
gen. lm Gegenteil. Erst nach empfmdlichen Rück­
scblãgen der sozialen Bewegungen und demokratischen 
Aspirationen der siebziger Jahre, nacb dem Voririarsch 
neoliberale Strõmungen anfangs achtziger Jabre ist 
diese Entwicklung der EG überhaupt moglich gewor­
den. Dass die Eurokratlnnen das .Volk zurecbt als Stõ­
renfried für ihre megastaatlicben Plãne betrachten, hat 
der _Yolksenscbeid in Dãnemark in Erinnerung gerufen. 

10. In der Perspektive eines demokratisierten 
E uropas genügt es .nicht, den . sich ausbildenden 
Grossstaat mit demokratischen lnstitutionen auszu­
statten- sein Entstehen muss verbindert werden. Die 
Verlagerung der Souveranitat auf eine kç!'ltinentale 
Ebene verandert Entscbeidungsablaufe, Offentlicb­
keit, Medienlandschaft und die Schwellenwerte 
politiscber Wirksarnkelt In einer Weise, welche 
Macbtarme erheblicb benacbteiligt. Eit1 grosser 
politiscber · Raum begünstigt die wirtschaftlicb 
starken Lobbies, staatlicbe Apparate und ein prasi­
diales Zentrum . . Da ra us ergibt sicb di e Folgerung, 
dass die Kompeteruen jn der Reichweite der zivilge­
sellscbaftlicben Krafte angesiedelt werden müssen. 
Elementare politische Demokratie bestebt - aus der 
Sicht von Basisbewegungen und macbtarmen Men­
scben - aus· demokratischen Instrumenteri und bür­
gerlnnennahen Kompetenien. 

Mcnsch kann sich überlegen, wie sich in folgenden vier • 
Fa.Ilen von Komptenzansiedlung Enscbeidungsprozesse 
und -inbalte verãndcm. Es geht um die Frage, welches 
politiscbe Gefáss die Kompetenz hat, über kontinentale 
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Transitacbsen zu entscheiden, das beisst über den Aus-· 
bau von Autobabnen und Babnstrecken zum Beispiel 
arn Gotthard: Die einzelnen Gemeinden - die.Kantone-
die Staaten - Õder die EG. · 

Bereits ein kurzes Überblicken dieser vier Varianten 
macbt klar, wie wesentlicb das Hin- und Herscbieben 
von Souverãnitãt bei gegebenen politiscben Krãftever­
baltnissen den Ausgang der Entscbç_idungen mit beein­
flusst. Ein erstes Ergebnis der Uberlegung bestebt 
dari n, dass eine . basisnabe Ansiedlung von Kompeten­
zen regionalen Besonderbeiten ein viel grõsseres Ge­
wicbt geben. In einem grossen Gebilde hingegen kann 

·ein bandlungsfàbiges Zentrúm Regionen gegeneinánder 
ausspielen. Genau .das zeichnt sicb beim Alpentransit 
ab. Wenn sicb süddeutsche Erbolungssucbt, alpines 
Ruhebdürfnis und italienische Exportinteressen mitein­

·ander balgen und eine europãiscbe Hauptstadt dann das 
«europãiscbe Gesamtinteresse» definiert ist das Ergeb-
nis absehbar. · 

Darnit wird eine zweite Tendenz sichtbar. Grosse Ent­
scheidungsraume erleichtem die Durcbsetzung .. umwelt­
schãdlicber Grossprojekte. Darum war die Uberwin­
dung KJeinstaaterei im 19. Jabrhunden eine fon­
schrittliche Leistung, welche den Aufbau einer indu­
striellen Basis erleichtén haben. Fàllt aber bereits diese 
Bilanz auch durchzogen aus, mutet es arn Ende des· 20. 
Jahrhunderts vollig deplazien an. nochmals die gleicbe 
Platte aufzulegen. Zukunftstrãchtig für .das 21. Jabr­
bundert sind staatliche Verhaltnisse, welche umwelt­
schãdlicbe Grossinfrastrukturen verhindem, quantitati­
ves Wacbstum behindem und Anreize für qualitative 
Entwicklung bilden. Das muss keineswegs den Ab­
schied von grossraumigen LOsungsansãtzen und eine 
Vision okologiscber KJeinkrãrnerei bedeuten. Es 
kommt aber darauf an, in welcbe Richtung die Gewich­
te verschoben werden sollen. 

Anhand des Transit-Beispiels lãsst sich auch überlegen, 
wie in den einzelnen.Fàllen die Spiesse zwiscben Auto­
lobby und Wirtschaft einerseits respektive Umweltver­
bãnden und betroffener Bevolkerung andererseits aus­
seben. Es erscheint offensicbtliçh, dass· in einem gros­
sen institutionellen Raum die wirtschaftlicb Starken 
noch mebr im Voneil sind. Sie haben die Ressourcen, 
um bereits im· Vorfeld der Entscheidungen fmanzkrãf­
tigen Lobbyismus zu betreiben. Nocb verzerner ist die 
Moglichkeit. gezielt auf die elektronischen und grossen 
Printmedien Einfluss zu nehmen und systematiscbe 
kontinentale Kampagnen zu lancieren. 

Die Handlungsfàbigkeit von . vier Fünfteln der Men­
schen, von basisnaben Bewegungen oder Iosen Mei­
nungsstrõmungen ist viel stãrker auf ihren Iebenswelt­
Iichen Aktionsradius beschrãnkt. Die zivilgesellschaft­
Iichen Politikformen. benõtigen eine bobes Mass an 
direkter Kommuni.kaúon, Zeit und Geld sind knappe 
Güter. 

11. Staatlicbe und lebensweltliche Demokratisierung 
kõnnen nicbt gegeneinander ausgespielt werden. 

Nicht selten wird das Argume'nt vorgebracbt, die Ver­
luste an politischer Demokratie und Souverãnitãt 
konnten durcb eine Demokratisierung von Basisberei­
chen kompensiert werden, etwa Mitbestimmung oder 
Quartierdemokraúe. Diese Vorschlage übersehen, dass 
praktisch alle - für das Alltagslebcn wicbtigen - Grund­
kompetenzen oberhalb der kommunalen Reichweite 
angesiedell sind. Sogar in den am meisten dezentrali­
sienen Staaten wie Deutschland oder der Schweiz sind 



die kommunalen Kómpetenzen in den letzten Jahrzebn~ 
ten stark ausgehõhlt worden. Auf Gemeindeebene 
verbleiben nur Reslkompetenzen. Die sind zwai in 
verscbiedenen Fállen keineswegs unbedeutend, ~eicben 
aber bereits beute nicht mebr zu einer weitgebenden 
Geslaltung des Lebensraums. Die Stadt Züricb .bei­
spielsweise kann kein zusammenhangendes Radnetz 
aufbauen, ihre Kompetenzen sind auf die meist zwi­
schen 100 und 250 Meter · langen Quartiei'Strassen­
stücke beschriinkt. Der Sog einer weiteren europãischen 
Zentralisierung würde die Kompetenzen der . unteren 
fõderalistischen S tu fen weiter aushõhlen. 

Spricht Europa dãnisch? 

12. Mit den jüngsten Wablergebnissen in Frankreich, 
Italien und Deutschland ist die Megastaat-Koaliútioó in 
eine Krise geraten. In der europãischen Úffentlichkeit 
hat si eh das Klima von woblwollender . oder passiver 
Duldung in Richrung Ablehnung verschoben. Wen·n 
nach der Ablehnung durch Danemark auch der Rest 
des Maasuichter Gebãudes ins Wanken kommt. ist 
Westeuropas staatliche Zukunft wieder offener denn je. 
Mõglicherweise werden Bevõlkerung und zivilgesell­
schaftliche Bewegungen bei einer nãchsten Runde 

Ein.ige Grundbegriffe 

«Europa» erheblich lauter ihre Stimmen erhcben. 

Das heisst nicht. dass das entstchende Patt bereits eine 
Lõsung ·wãre. Die õkonomisúsche Ko.nstruktion des 
Binnenmarkts dominiert wie cin Geschwür das supra-

. nationale Gewebe Europas. Aber die Dynarnik und der 
,Bann erschcincn vorerst gebrochen. Für dic Weite("en­
wicklung der EG ergibt sich eine ganze Palette von 
Szenarien. Am posiúven Ende steht die Mõglichkeit. 
das unter dem wachsenden Druck der Bevõlkerung der 
Brüsseler Kurs der· letzten sieben Jahre võllig zusarn­
menbricht . Die EG müsste demokraúsche um- un d 
dezentral zurückgebaut . werden, der Binnenmarkt 
würde relativiert. In einem solçhen Szenario wãre .der 
rasche Beitriu der EFf A-Staaten un d weiterer Lãnder 
ausserst wünschcnswert 

Genau solcbe TeniJehzen wollen Brüssel und die Regie­
rungen wichtiger ~der wie Deutschland und Frank­
reich zu verhindem. Sie versuchen, das Maasuichter 
Zentralisierungspaket trotzdein umzusetzen. Erst naci:J­
her sollen allenfalls weitere Lãnder aufgenommen 
werden, wobei wie bisher die Maasuithter Plãne gar 
nicht zur Diskussion stünden, . sondem einfach ge­
schluckt werden müssten. Die Sitzbiinke im Wanesaal 
der Beitrittskandidaten dürften sich nun wahrscheinliçb 

Viele Diskussionen um die staatliche Zukunft Europas sind durch eine ausserst unklare Verwendung wichtiger Begrif­
fe gekennzeicbnet. etwa dem des Fõderalismus. In einem bereits bundesstaatlich organisiérten, fõderalisúscben Ge-

. bilde wie der Schweiz meint «fõderalistisch»: dezentral, dic Kamononc oder Gemeinden stãrkend. Auf europruscber 
Ebene bedeutet «ein fõderalistiscbes Europa aufbauen» das Gegenteil: Kompetenzen zentralisieren, den Bundesstãat 
aufbauen. Ei ne gewisse K.lãrung det: Begriffe kan n für eine nüchteme Diskussion nur nützlicb seín. 

Einheitsstaat: Zentralistischer Staat, der al le staatlicben Kompetenzen auf zentraler Ebene bündelt (ltalicn, Frank­
reicb). Eine hãuftge Variante ist der dczentralisierte Einheitsstaat. welcber Vollzugsorgane au.slagert (Dépanement, 
Bezirke, Regioncn). 

Bundesstaat: Faderalistisc;her Staat. der aus bisbcr selbstãndigen Staaten hervorgegangen ist. Die für den Gesarnt­
staat wcscntlicben Kompetenzen wcrdcn zentral wahrgenommen (mcist vollstãndig: Aussenpoli~ Milit.ãr, Wirt­
scbaft. Wãhrung, Soziales; teilweise: Steuem, Infrastruktur, Bildung, Umwelt. Gesundbeit). Bei Uberscbneidungen 
gilt der Grundsatz: Bundesrecbt bricht Landesrccbt. Ursprünglicb bebalten die Gliedstaaten (Kantone, Staaten [aucb 
hierzulande gebraucblicb - gar 'Freistaat' im Falle Bayems], Lãnder, Bundeslãnder) Attribute von Staatlicbkeit In der 
Realitãt baben sie diese aber zusebends verloren (USA, BRD, CH). Sie haben zulasten des Zentralstaates an institutio­
nellem Gcwicht eingebüsst und sicb Ricbtung Vollzugsorgane entwicke!L Mecbanismen: Verfassungsãnderungen, 
ftnanzielle und juristiscbe. · 

Staatenbund, Staatenverbin<f:ung, Fõderation: Faderativer Zusammenscbluss selbstãndig bleibender Staaten. Ent­
weder durcb Vertrage oder Besúmmungen in den jeweiligen Verfassungen. Kan n au eh Ansatze Iegislativer und exe­
kutiver Organe ausbilden. 

Subsidiaritiit: In mehrstuftgen staatlicben Gebilden sollen Verantwortung und Kompetenzen auf det tiefst mõg[jcben 
Ebene angesiedelt werden. . 

Staat: lnstitution, die au f einem Teiritorium die hõchste Gewalt ausübt und in verscbiedenen Bereichen das gesell-
scb.aftliche Leben strukturiert. · . . · · 

Souvêranitiit: Hõcbste, in sich selbst gegründete Hoheitsgewalt des Staates nach inn~n und aussen .. Sie beinhaltet 
auch die Kompetenz, Kompetenz an sich zu ziehen oder zu delegieren. Souveranitãt ist nacb aussen durcb Võlkerrecbt 
und supranationale Institutionen, nacb innen durch die Menschenrecbte beschriinkt Souverãnitãt in der moáernen 
Form besitzen iil Europa erst modemen Staat seit etwa dein 16. Jahrhundert. Im absolutistiscben Staat war der/die 
Monaracbln Tragcrin der Souverãnitãt. Rousseau und die Franzõsische Revolution verbalfen der Idee i:Jer Volkssouvc-
rãnitãt zum Durchbruch. · 

Demokratie: «Regierung des Volkes durcb das Volk und für das Volk» (Lincoln). Merkmale politischer D: Volkssou­
verãnitãt (Volk Inhaber der Staatsgewalt); Bestellung von Parlanlent (und Exekutive) durcb periodische geheime 
Volkswabl; Mebrbeitsprinzip (Volksmebrheit muss Politik billigen); Rechtsstaatlichkeit (für alle gültige rechtlicb R.e­
geln); Grundrechte (Garantie von Menscbenrecbten, die aucb durcb Mehrbcitsentscbeide nicht angetastet werdcn dür­
fcn). 
Weitere Dimensionen und Aspekte von Demokratie: Ausweitung Richtung Úkonomie und gesellschaf.tliche Subsyste­
me (Scbulen, Kirche, Familie); Fraucn: Wahlrecbt. Diskriminierungsmecbanismen beim Zugang zu Offentlichkeit; 
soziale Dimension: Grosseigentum als Quelle nichtstaatlicher Macbt; Úffentlicbkeit und Medienkontrolle; Staatliche 
Macbt- und Gcwaltapparate. · 
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hãrter als erwartet anfühlen. Dass in Danemark vor 
allem éine bunte Sammlung grüner, altemativer und 
linker Krãfte das Maastrichter EurostaaiS-Paket zu Fali 
georacht hat. gibt -.:ielleicht auch in den EFT A-Uindem 
einigen zu denken, die unbedingt auf die Nacb­
Maastricht-EG aufspringen wollten. 

Weniger denn je besteht Veranlassung, dem wirt­
schafiSlastigen und demokratiefeindlicben Unding 

EWR beizutreten. Den unmittelbaren Voneilen lassen 
sich mindest ebenso lange Listen von Nacbteilen ent-

. gegenbalten. Demokratische Bestimmungs(echte und · 
Kompetenzen preiszugeben, um sich an eine verfehlte 
Binnenmarktkonstruktion anzukoppeln, ist keine posi­
tive Pei'Spektive. Ein Scheitem des EWR würde die 
«Maastrichter· Fraktion» in Brüssel weiter schwãchen 
und Raum für ·andere Entwicklungen in Europa schaf­
fen . 

EG, Zivilgesellschaft und Demokratie 
Di e staatliche Transformation Europas, 
lnstitutionelle Entdemokratisierung und ungeloste 
geseUschaftlicbe Probleme werfen die Fragen nach 
dem Verhiiltnls von Gesellschaft und Staat, Demo­
kratie und bürokratiscbem Zentralismus au f. Birgt 
der schillernde Begriff d er ZivilgeseUschaft Ansatze, 
u m die Entwicklung der EG einzuscbatzen ulid 
radikaldemokratiscbe Perspektiven ftir Europa ru 
entwickeln? Die folgenden Thesen bildeten ei ne von 
ve~hiedenen Diskussionsgrundlagen ftir ein ent­
sprecbendes Wochenende des Gesprachsnetzes 
DES KO. 

Annãherung an.die Z!vilgesellschaft 

A) In nichttotalitãren modemen Gesellschaften hat sich 
der Staat als eigenstãndige Institution ausdifferenziert. 
Die nichtstaatlichen Bereiche der Gesellschaft bezeich­
nen wir als ZivilgeseUschaft. Die zivilgeseUschaft1iche 
Sphare umfasst õffent1iche wie nichtõffent1iche Struk­
turen, Bewegungen, Tatigkeiten: Parteien, Bürgerln­
neninitiativen, Freizeitvereine, Familienleben, Kullur, 
Spon, nichiStaatliche Gewaltt.ãtigkeit, Hobbies ... 

D) Weil der Degriff von der Abgrenzung gegen dcn 
Staat gepragt ist. wird meist auch die Mark.Jokonomie 
zur Zivilgesellschaft gezablt. Ich pladiere für einen 
Begriff der Zivilgesellschaft obne Ükonomie. Die 
kapitalistische Marktõkonomie bildet in unseren Ge­
seUschaften eine Sphare, die sich strukturell erbeblicb 
von der Zivilgesellschaft unterscbeidet. Der Markl 
wirkt stark vereinbeit1ichend und bringt andere als in 
der Zivilgesellschaft üblichen Mechanismen hervor. 
Die hocbfonnalisierten Institutionen der grõsseren 
Untemehmen erinnem eber an m.ikrosouvcrane Klein­
staaten, als an die relative Beliebigkeit einer modemen 
Zivilgesellscbaft 

C) Der Begriff Zivilgesellschaft knüpft an das antike 
«Societas civilis» an, was damals den Staat oder das 
Gemeinwesen umscbrieb, welcbes von freien, besitzen­
den, mannlicben Bürgem gebildet wurde. Die beute 
wesent1icben Bezüg!! reichen aber in das 17. und 18. 
Jahrhunden zurück, als sich der modeme Stàat aus der 
Gesellscbaft herauslõste. Mit dem Begriff der 
«bürgerlichcn Gesellscbaft.» diskutiene· die StaaiSpbilo­
sopbie dic Frage nacb dem Verhaltnis von Staat und 
Gesellschaft, Begrenzung der StaaiSmacht und Demo-
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kratie (Hobbes, Locke, Montesquieu, Hegel, Kant. 
Marx u.a.). · 

D) In der linken und radikaldemokratischen Diskussion 
bringt der Begriff der Zivilgesellscbaft die Überwin­
dung einer Doppeldeutigkeit des Begriffs «bürgerlicb»: 
Er wurde und wird im Sinne von staaiSbürgerlich 
(citoyen) und andererseiiS besitzbürgerlicb 
(bourgeoisie, berrscbende Klasse) gebraucbt 

Prãzisierungen zur Zivilgesellschaft 

. E) Der Begriff der Zivilgesellscbaft eignet sicb in 
Gesellschaften mit gefestigter parlamentarischer Tradi­
tion nicht direkt als gesellscbafiSpolitiscber Perspek.Jiv­
begriff. Die Ausdifferenzierimg einer zivilgesellscbaft­
licben Sphare erscbeint bier einigermassen gesicben. 
Zivilgesellschaft ist als unmittelbar politischer Begriff 
nur denkbar in Gesellscbaften, in denen absolutistische 
oder to talitãre Staaten die Zivilgesellschaft überwu-
chem . · 

F) Zivilgesellscbaft als gesellscbaftliche Spbare ist 
keineswegs per se mit Emanzipation gleicbzusetzen. 
Zur Zivilgesellscbaft gebõren .nicht nur Nacbbar­
schafiShilfe, Frauenbewegung, Grümpeltumier oder die 
GSoA. sondem aucb Gewalt gegen Frauen, der Natio­
nalsozialismus (bevor er StaaiSpartei war) oder der 
allt.aglicbe Rassismus. 

Perspektivische Grundlinlen 

G) Die Zivilges~llscbaft ist der Kembereicb (teilweise 
identis·cb m i t Habermas' «Lebenswelt») wo si eh die 
Lebens- un~ Enúaltungsrãumc der Menscbcn befinden. 
Staat und Okonom.ie baben sicb dem Primat der Zivil­
gesellschaft unterzuordnen. 

H) Die Zivilgesellscbaft hat eine erheblicbes Potential, 
sclbstbcslimmt und selbstorganisiert unterscbiedliche 
Aufgaben und Herausforderungen anzupacken. Sie 
braucht dazu geeignete Rahmertbedingu_~gen . Sie muss 
vor willkürlichem StaaiSzugriff und Uberwucherung 
durcb Markt.Okonomie gescbützt werden. 

l) Die Problemlõsungsfáhigkeit der Zivilgescllschaft 
hat aber auch klare Grenzen. Sie ist auf die õkonomiscb 
effiziente Produktion von Waren und Diensten ange-



wiesen. Sie braucht einen effizienten Staat., der gesell­
scha.ftweit gültige Rahmenbedingungen scbafft und das 
Gewaltmonopol büteL 

K) Aufgrund dieser Aufgabenteilung muss die 4vilge­
sellscbaft über ein Maximum von demokratischen 
Rechlen verfügen, um die Macbtfülle des Staates kon­
trollieren und die staatlicb gesetzten Rahmenbedingun­
gen mitzubestimmen. 

EG versus ... 

L) Der entstebende Eurostaat bedroht dic eu~opaiscbe 
Z i vilgesellscbaft nicbt mit totalitãrer Erdrosselung, 
wobl aber mit politischer EntmUndigung und konsu­
mistischer Deformation. Institutionelle Entdemokrati­
sierung, Unübersicbllichkeit., Grõsse und Wirtscbafts­
lastigkeit der realen EG-Entwicklung entmündigen die 
europaiscbe Zivilgesellscbiút., fõrdem die Entstebung 
unkontrollierter staatlicber und wirtscbaftlicber Macbt-
ballungen. · 

... radikaldemokratisches Europa 

l ) Kemsttick einer emanzipatoriscben Vision menscb­
licber Zukunft ist das Postulat., dass Menscben über die 
grossraumigen staatlicbcn und lebensweltlicben Bedin­
gungen ihres Lebens demokratiscb mitbestimmen 
dürfen. Das Recbt auf Selbstbestimmung erfordert. dass 
staatlicbe Souverãnit.at und lebenswelelicbe Kompeten­
zen in die Grijfntlhe der Betroffeneri gerückt werden. 

2) Lebensweltliche und staatliche De17U)kratisierung 
lassen sicb nicbt gegeneinander ausspielen, sondem 
bcdingen sicb. Zivilgesellscbaftlicbe Demokratisierung, 
wie die Auflõsung gescblecbllicber Macbtverbaltnisse 
oder Mitwirkungsrecbte im Alltagsleben, ist unter 
staatlicben Verhli.ltnissen scbwer vorstellbar, die von 
Behõrdenwillkür, Repression, Filz und diffuser Un­
übersicbllicbkeit geprãgt sind. 

3) Die europaiscbe Zivilgesellscbaft der Zukunft 
braucbt ein Maximum an staatlicben de17U)kratischen 
Rechlen. Diese Recbt~. geben der Zivilgesellscbaft 
Miuel, sicb gegen eine Uberwucbem durcb die Markt­
õkonomie zu webren, die staatlicben Macbtzentren zu 
kontrollieren und über die Rahmenbegingungen der 
gesellscbafllichen Entwicklung mit zu bestimmen. 

4) Damit die Zivilgesellscbaft den Staat wirklicb kon­
trollieren und demokratiscb fübren kann, muss staali­
cbe Souverãnitãt in einem Mittelfeld zwiscbên den zu 
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klein.en ·Lebenswelten (einige bunderttausend Men­
scben) und Megastaaten (mebrere bunderi Millionen 
oder .über eine Milliarde Menscben) angesiedelt wer­
den. Sogar grosszügig ausgebaute demokratiscbe 
Recbte sind in einem Megastaat ·für zivilgesellscbaftli­
cbe Krãfte kaum wabmebmbar. Nur professionelle 

. Apparate baben einen kontinentalen Handlungsbori­
zonl. Der Handlungsborizont nicbtprofessionalisierter 
zivilgesellscbaftlicber Krãfte ist auf das weitere Umfeld 

. der Lebenswelt bescbrãnkt., bõcbstens auf einen mit OV 
in einigen Stunden erreícbbaren Raum. · 

5) Die Grosse von Staaten ist nicbt an der maximalen 
Grõsse der Probleme auszuricbten,. sondem auf die 
nuuimale HandlungsftJhigkeit ·von Zivilgesellscbaft und 
Staat. Die bobe Komplexitãt der modemen Welt erfor­
dert übersicbtlicbe, einfacbe Werkzeuge, um zu ban­
deln. Um das Meer zu überqueren, muss das Boot nicht 
gleicb gross sein, wie das Meer. Effizientç Umwelpoli­
tik und eine neue Sozialpolitik erfordem einen Brucb 
mit der generalisierten Verantwortungslosigkeit., wie 
sie von grossen Wirtscbafts- und Staatsrãumen (USA) 
gefõrdert wird. . · 

6) ·Die .Handlungsfàhigkeit' der Zivilgesellscbaft ist 
g~bunden an eine lebendige, vielschicbtige Kultur ·von 
0/fenlichk.eit. die aucb klein- und mittelraumig gefasst 
sein muss. Nur so baben macbtarme Zivilgesellscbaftli­
cben Bewegungen und lndividuen eine Chance, Mis-

. stãnde und Vorscblage õffentlicb zu artikulieren. Die 
Verlagerung der wicbtigen Kompetenzen in riesjge 
politische Rãume transformiert die ·struktur des Of­
fentlicben Lebens: das relative Gewicbt von TV, von 
einzelnen Kopfen der Staats- und Parteifübrung nimmt 
z u. 

7) Die übersicbtlicbe und demokratiscbe Formung 
staatlicber Verbãltnisse muss kombiniert werden ·mit 
grosser zivilgesel/schaftlicher Mobilitãt für Menscben, 
Ideen und Kultur unabbãngig von· Staatsgrenzen. Ein 
Instant-Bürgerlnnenrecbt gewãhrt Menscben dort die 
demokrat.ischen Recbte, wo sie leben, wohnen und 
arbeiten. 

8) Globale Aspekte von Umweltproblemen, Unterent­
wicklung oder ~de! werden mit kurzfristigen oder 
inst.itutionalísierten Instrumenten der Kooperation 
angegangen.· Solcbe Instrumente sind staatliche Fdde­
rationen (Staatenbund) und tbemenbezogene Plartfor­
men, etwa im Umweltbereicb. In den speziellen Berei­
cben der Menscbenrecbte, zwiscbenstaallicber Kon­
fliktregelung und Rüstung werden suprastaatlicbe Inst.i­
tut.ionen geschaffen, welcbe· die staatlicbe Souverãnitãt 
dauerbaft durcbbrecben. 



Maastricht·und die Folg.'en 
Mit dem Maastrichter Vertrag über die Politische 
Union setzt dh! EG zu einem Sprung Ricbtung Bun- · 
desstaat an. Parallel zu Wirtschafts- und Wah­
rungsunion (VVWU) werden die Kompetenzen der 
zentralen EG-Institutionen erheblich ausgebaut. 
Auch nach dem Nein Danemarks· zeigen sich die 
EG-Regierungen fest entschlossen, die Substanz des 
Vertrags zu retten. 

Nach der Gründung der EWG 1956 und den institutio­
nellen Verandenmgen i.m Zusammenhang mít dem 
Binnenmarkt 1985 bildet der Maastricbter Vertrag zur 
Politiscben Union für die st.aatlicbe Entwicklung West­
europas einen Einscbnitt von bistoriscber Tragweite. 
Deutlicber als bisber scba.Jen sicb nun die Konturen 
eines grossen, in den wesentlicben Belangen zentrali­
sierten Bundesst.aates aus dem Nebe!. 

Ganz im Gegensatz zur grossen Bedeutung steht die 
weitgebende Abwesenheit der europaiscben Zivilgesell­
scbaft bei der Abwicklung der vorliegenden St.aatsre­
form. Erst in der Ratifizierungspbase sind ei~zelne 
Aspekte von den Politikerlnnen und Teilen der Offent­
licbkeit genauer diskutiert worden. 

Zentralisier!Jng ... 

Der Maastrichter Vertrag zur Politiscben Union bildet 
nic~.t ein selbstãndiges Vertragswerk, sondem beinbal­
tet Anderungen an den EG-Vertrngen (EWG, Montan­
union und Atomunion). Herausragendes Merkmal des 
Umbaus ist ein massiver Zentralisierungsscbub, der 
sich in neuen Kompetenzen, zusatzlicben Vereinheitli­
chungsansprüchen und zentralisieneren Emscbei­
dungsprozessen manifestiert. 

Neue Kompetenzen und Hàndlungsvollmacbten erba.Jt 
die EG in den B~reichen Kultur, Bildung, transeuropai­
scbe Netze, Industrie, Entwicklungszusammenarbeit 
und Verbraucberscbutz. Eine Ausweitung bisberiger 
Kompetenzen ist in Sacben wirtscbaftlicher und sozia­
ler Zusammenhalt. Forscbung, Tecbnologiefõrderung 
und Umwelt festzustellen. 

... am Beispiel Verkehr 

Betrachten wir etwa die «transeuropiiiscben Netze» 
etwas g~nauer. Der Vertrag recbúertigt die Zentralisie­
rung vón Kompetenzen mit dem Ziel, die Vortei le des 
Binnenmarktes allen Bürgem, . Wirtscbaftsbeteiligten 
und Gebietskõrperscbaften zugute kommen zu Iassen. 
Darum <<tragt die Gemeinscbaft zum Auf- und Ausbau 
transeuropaiscber Netze in den Bereicben der Ver­
kebrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruktur 
bei» . Und der nacbste Absatz in diesem Artikel 129b 
prazisiert: <<Die Tatigkeit der Gemeinscbaft zielt im 
Rahmen eines Systems offener und wenbewcrbsorien­
tierter Mãrkte auf d ie Fõrderung des Verbunds und der 
Interoperabilitiit der einzelst.aatlicben Netze sowie des 
Zugangs zu diesen Netzen ab.» Insbesondere sollen 
<<insulare, eingeschlossene und am Rande gelegene 
Gebiete» besser mit den Zentren verbunden werdcn. . 

Weder in Brüssel nocb in Maastricht wird nur schwarz 
und weiss gcmalt. Sicber wird die Infrastrukturpolitik 
der EG zum einen für wirtscbaftlicb scbwacbe Regio-
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nen lmpulse bringen. Und eine Vereinheitlicbung 
tecbnischer Normen etwa im Telekonununikationsbe­
reich ist durchaus einé vemünftige Forderung . Die 
beutigen. Politikansatze der EG zusamrnen mit dem 
neuen Infrastrukturartikel zeigen aber we.it über das 
binaus. Die ganze Logik ist auf einen massiven Ausbau 
der Verkebrsinfrastruktur bin ausgelegt, welcbe den 
õkonomisc~ bomogenen Binnenmarkt für Gütertrans­
pone beliebig zugãnglicb machen sóllen. Die Verlage­
rung der Infrastrukturkompetenz nach Brüssel wird 
einen Weiterausbau des kontinentalen Schienen- und 
Strassennetzes massiv begünstigen. Der Verweis auf 
die Gesamtinteressen des Binnenmarktes und abgele­
gene Randregionen wie Süditalien dürfte etwa im Al­
penraum für den Ausbau der Transitstrecken auf den 
Tiscb gebracht werden. 

... oder E~ergie 

Aucb energiepolitiscb verbergen sicb binter den neutral 
tõnenden Formulierungen problematiscbe Tendenzen. 
Die zitierten <<Wettbewerbsorientierten Mãrkte» sollcn 
etwa bei der Stromversorgung zur Realisierung des 
<<Common Carrier»-Prinzips fübren: Grossabnehmer 
wie die Auto- oder Aluminiumindustrie sollen von 
enúemt liegenden Kraftwerken direkt- Strom bezieben 
kõnnen, die Netze müssen für solcbe Gescbãfte offen 
sein. Unter den beutigen Bedingungen bedeutel ·das 
eíne unnõtige Ermunterung für Energie-Grossverbrau­
<:.her und eíne verfehlte Entlastung etwa für die m it 
tJb<!rkapazitãten belastete franzõsiscbe Atomkraflwer- . 
ke. · . 

Ein zweiter Mecbanismus der Zentralisierung ist das 
beabsicbtigte Ausgreifen in weitere Politikbereiche, 
obne dass diese (vorlãufig) kompetenzmãssig auf EG­
Ebene geboben werden. ·Jmmerbin verfügt der Vertrag 
«Bestimmungen über die Zusammenarbeit in den Bere­
icben Jusliz und Inneres», indem Ziele etwa gegenüber 
der Drogenbekãmpfung oder illegalen Einwanderung 
formulien werden. Zudem wird ein aus boben Beamten 
bestebender <<Koordinationsausscbuss» eingesetzt 
Damit werde~ Pflocke eíngescblagen, um die bisber 
instituionell von der EG getrennten polizeilicben 
Strukturen (Schengener Abkommen) im Laufe der Zeit 
institutionell in die EG einzubinden. 

Verfah renslabyri n t 
·. 

Auf eíne dritte Weise werden Zen tralisierungsmecha­
nismen gestãrkt, indem für verschiedene Sachbereicbe 
stufenweise das einfache Mebr die Einstimmigkeit 
ersetzen soll (Umwelt. Bildung, Verbraucherscbutz, 
Gesundbeit. Infrastruktur) . Eine leichte Yerstãrkung 
zentraler Mechanismen entspringt aucb einer gewissen 
Aufwertung des Europã.ischen· Parlaments (EP). Diese 
Aufwcrtung ist abcr wcit hintcr dcn ·Fordcrungen der 
Parlamen!.af'ierlnnen zurückgeblieben. Viele von ihnen 
zeigten sich deswegen ungehalten und kritisierten 
zudem, dass die EG. insbesondere gegenüber kleinen 
Lãndem ibr Gewicbt nicht mebr verst.ãrkt habe. Trotz­
dcm billigte das EP am 7. April dic Vcrtrage. 

Die Aufwertung des Parlaments vollzieht sich in einem 
ausserst komplexen Rechtsetzungsparcours. Der kei­
neswegs Fundi-verdãchtige Vizedirektor des Bonner 



«Institut.S für Europaiscbe Politik••. Dr. Otto Schmuck, 
schreibt ~<Dieses neue Recbtsetzungsverfahren .stellt 
die Kronung der Kompliziertheit im bisher bereits nicbt 
gerade durch besonders einfach nachzuvollziehende 
Verfahren gekennzeichneten EG-System dar». Gegen­
über dem Strassburger Parlament haben die Brüs~eler 
Profts da eine raffinierte Mechanilc eingebaut. Das EP 
i~t _nach wie vor kein gesetzgebendes Organ - seine 
Macht beruhtletztlich n ur auf einer Art Vetorecht. Das 
zentralisierungsfreudige Parlament sieht sich bei einer 
Vetodrohung also - in die ungeliebte Rolle eines 
«integrationspolitischen Ncinsagers» (Scbmuck) ge­
drangt - von der es mõglichst wenig Gebrauch machen 
dürfte. · 

Unionsbürgerrecht 

Der Vertrag zur Politischen Union schafft ein Unions·­
bürgerrecht., welches die bereits bestehende Freizügig­
keit festschreibt und um das aktive kommunale Wahl­
recht erweitert. Die positive Bewertung dieser Ãnde­
rung wird allerdings durch den Ausschluss der Nicbt­
Westeuropãerlnnen getrübt. Das Konzept der Festúng 
Europa dringt offensichtlich aucb bei den politischen 
Recbten durch: In den Genuss des kommunalen Wahl­
recbts dürften nur weisse Abendllinderlnnen komrnen. 

Eigentlich sollten auch sozialpolitische Bestimmungen 
begleitend zur politischen Union festgeschrieben wer­
den. Aufgrund des Widerstands von England schlossen 
die andern elf Staaten die SoziaJcharta als separat-en 
Vertrag ab. Eine gesonderte Betrachtung würde die 
Aussen- und Sicherbeitspolitik erfordem, zu welcber 
der V~ruag nur vorsichtig den gemeinsamen Politikbe­
darf umreisst. Würde der Maastricbter Vertrag zur 
Politiscbcn Union angenommen, verbliebe der Aufbau 
einer Euro-Armee und einer zentralisierten Aussenpo­
litik noch als einzige Bereicbe, welche einem konven­
tionellen bundesstaatlichen Gebãude fehlen. 

Trotz dcr fortSChreitenden Konstruktion bleiben Begrif­
fe wie «bundesstaatlich», aber auch «fõderal» oder 
«fõderalistisch•> aus dem diplomatischen·v okabular der 
EG verbannt. Die drei Begriffe verweisen treffend auf 
die Existenz einer Zentralmacht., welche über die Kom­
pctcnz verfügt.. sich neut; Kompetenzen einzuverleiben. 

Staudessen wird der Begriff der Subsidiaritãt bemilllt., 
der ein Ansiedlung von Aufgaben auf dem tiefsten 
zweckdienlicben Niveau meint. Im aktuellen Prozess 
wcstcuropaischer Staatsbildung verdeckt der Begriff der 
Subsidiarit.ãt einen vielschichtigen Prozess institutio­
neller Zentialisierung und Entdemokratisierung . . Mit 
den Maastrichter Vcruagen . rücken die politischen 
Grundentscheidungen weiter von den Bürgerlnnen weg 
dcnn je. Und der Begriff der Entdemokratis ierung ist 
keine polemische Wertung, sondem ergibt sich aus dem 
Anlegen elementaier parlamentarisch-demokratiscber 
Kriterien:- Sei t dem Sturz des Faschismus waren in 
Westeuropa noch · nie so viele Politikbereiche den 
demokratiscben Institutionen en~ogen. 

Kotossater Wirtschattsraum 

Die EG-Regierungscbefs sind am 'Maastrichter Gipfel_­
treffen übereingekommen, die EG über den gemeinsa­
men Markt hinaus zu einer Wirtschafts- und Wãh­
rungsunion (WWU) auszubauen. Darnit würde die EG 
zum weitaus grõssten Akteur auf dem Weltmarkt und 
dcn intemationaJen Finanzmãrkten. 
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Ehrgeiziges Ziel der WWU-Strategen ist die Schaffung 
einer einbeitlicben Wlihrung und einer EG-Zentral­
bank. Die nationalstaatlichen Souveranit.ãtsrecbte im 
Bereicb der Geld- und Wãbrungspolitik sollen auf 
Ebene des EG-Staates zentralisiert ·werden. Nacb der 
Phase «passiver .. Vereinheitlichung, dem deregulieren­
den Leerrãumen des Binnenmarktes. ·soll nun eine 
aktive Maschinerie aufgebaut werden, welche die-EG 
auf den globalen Finanzmãrkten bandlurigsfáhig 
macht Docb nicht nur nach aussen. Mit der Geld- und 
Wãbrungspolitik hat der Staat ein mãcbtiges Mittel in 
der Hand, um indirekt Wobnungsmarkt., Exportfáhig- · 
keit., "Reallobnentwicklung, Inflation und andere so­
zioõkonomische Grõssen mit zu beeinflussen. 

.Schmerzhafte Anpassung 

Für die nãchsten zwei Jahre sollen als Vorpedingung . 
die Wechselkurse im bestebenden Europaischen Wãh­
rungssystem {EWS) innerhalb einer Abweichung von 
2,25% gehãlten werden. Folgen dieser Politik zeigen 
sicb etwa in Frankreich, das bereits vor den neusten 
Vcrtrãgen begÓnnen hat., seine Wãhrung gegenüber der 
DM stabil zu balten. Um dieses Ziel zu erreichen, hãlt 
Frankreicb die Zinsen extrem hoch, obwohl schlechte 
Konjunktur und tiefe lnflation eine Lockerung nahele­
gen würden . Folge des teuren Geldes sind eine Vertie­
fung der Rezession und mehrere hundert tausend zu­
sãtzlicbe Arbeitslose. 

4 Bedingungen 

l. Inflaúonsrate: nicbt mehr als 1,5% über dem Durch­
schnitt der drei bestcn Landcr. 

2. Nomineller langfristiger Zinssatz: Maximal 2% über 
dem Satz der drei Lãnder ini t tiefsten Zínsen 

3. Wecbselkurs: Mindestens zwei Jahre Teilnahme'arn 
Europãiscben Wãbrungssystem «Ohne starke Spannun­
gen» - mit maximal 2,25% Abweicbung 

4. Hausbaltdisziplin: Jãbrlicbe Neuverschuldung max. 
3%, gesam te Verscbuldung max. 60% des Bruttosozi~ 
alprodukts 

Anpassungsprozesse stehen auch andern EG-Landem 
bevor. 1994 soll eine mit dem Einfrieren der Wecbsel­
kurse zum ECU (der EG-Wãhrung) Übergangsphase 
beginnen, wãbrend der die einzelnen Lãnder endgültig 
in den WWU-Ziel.korridor einscbwenken müssen. Nur 
wer die vier Stabilit.ãtsbedingungen erfüllt (Kasten}, 
wird in einem nãchsten Schritt in die WWU mit ge­
meinsamer Wãhrung aufgenommen. Wenn eine Mehr­
beit der EG-Mitgliedslãnder die Sedingungen erfüllt., 
wird das '1997 de r Fali sein, sonst au f jeden Fali 1999 
für die stabilen Lãnder. 

Griecbenland und Italien, aher auch Spanien, England 
oder Belgien werden· ohne erbeblicbe Anstrengungen 
die Voraussetzungen nicht erfüllen . Diese Lãndem 
dürften zu Mitteln der Austerit.ãtspolitilc greifen: Be­
schneidung der õffentlichen Ausgaben, hohe kurzfri­
stige Zinsen, Lobnbeschrãnkungen. E ine solcbe Politilc 
dürfte in den betroffenen Uindem den kommenden 
Konjunkturaufschwung dãmpfen und ein Aufsaugen 
der Arbeitslosigkeit hinauszõgem . 

Es wird sich in Landem wie ltalien zeigen, ob und wie 
eine barte Anpassungspolitik Richtung wwu durch-



setzbar sind. Und es ist noch keineswegs sicber, ob die 
Konzepte der WWU sich halten lassen. Nach der pro­
blemlosen Realisierung des Binnenmarktes hat sich die 
Stimmung in wichtigen EG-Lãndem wie Frankreich 
und der BRD 1992 eher zu ungunsten der EG entwik­
kelt. Die Vorschusslorbeeren für die WWU schiessen 
nicbt gerade üppig · in s Kra u t, nachdem de r la u f ende 
Endausbau des Binnenmarkts keinen erkennbaren Bei­
trag zur Dãmpfung der aktuellen Krise und Arbeitslo­
sigkeit geleistet hat. 

Offene Fragen 

Weil die WWU auch nacb einer Annabme der 
Maastrichter Veruage auf erheblichen Gegendruck 

stossen wi.r~. ist offen, ob die WWU zu einer Anglei­
chung der EG an die stabilsten Lãnder oder zu durch­
scbnittlicher Instabilitat und einem halbweichen ECU 
fübren wi.rd. Eine zweite Frage ist, ob die Lãnder, wel­
cbe die st.arksten Anpassungsopfer bringen müssen, 
dann auch erheblicb von der WWU profitieren werden. 

Sicher sind ·die Dãmpfung von Inflation un d staatlicher 
Verscbuldungsdynamilc mittelfristig ein unumgangli­
ches Element wi.rtschaftlicher Stabilitat óder Entwick­
lung, wie sie ãrmere Regionen durchaus noch nõtig 
baben. Erfolgen Anpassungsprozesse unter ausserem 
Druck, obne angemessene begleitende Sozial~ und 
Wi.rtscbaftpolitiken, kõnnen die alten Strukturen ein­
brecben, obne dass tragfàhige neue in genügendem 
Ausmass entsteben. 

Binnenmarkt und Umweltkrise 
Europa, die Gottin, würde íhren Kontinent kaum 

. wiedererkennen. Die Geburtsstatte der Indus triall­
sierung ·wird mit tecbniscben Õkosystemen und 
Infrastrukturen überzogen. Mit der Atom- und 
Gentechnologie sind voiUg neuartige okologische 
Risikolagen aufgebaut worden, obne dass traditio­
neUe Probleme wie der Gewasserscbutz auch nur 
annahernd gelõst wa ren. Vor diesem Hintergrund 
wirft ein politisches Projekt mit historischen 
Dimensionen, wie es der Binnenmarkt und die 
staatliche Zentralisierung Westeuropas darstellt, 
ei ne Reihe von Fragen auf. lst es darauf angelegt, 
die Umweltsituation zu stabilisieren, hoch riskante 
Technologien zu meiden und Einflüsse au f ei n ver­
triigliches Mass zu reduzieren? Enthalt es die M.ittel 
und die Dynamik, um den Wirtschaftsprozess mit 
starken Pflõcken und Leitplanken In umweltvertrag­
lich Ba h nen zu· kanalisieren? Fõrdert es entspre­
cbende Bewusstseinslagen und Formierungsprozesse 
in der Gesellschaft? · 

Europas Umwelt 

Der Trend zur Naturzerstbrung in Europa ungebrochen. 
Bei verscbiedenen Schadstoffen verbam der Ausstoss 
auf hohem Niveau oder nimmt gar weiter zu. Natur­
nabe Okosysteme werden verdrangt oder brecben ver­
giftet zusammen, wie im Adriatischen Meer. Diese 
Dynamik fübrt Europa rasch weg aus den naturge­
scbichtlicb gewachsenen Gleicbgewichten in kaum 
überblickbare Risikolagen. Gerade diese Unübersicbt­
lichkeit und Komplexitat lasst aber keine Aussagen 
darüber zu, wann und wie der Trend zur Naturzerstõ­
rung auf die Menscben zurückwi.rken wird. Zumindest 
zwei Prazisierungen scheinen nõtig. 

Zum einen ginge eine E inscbatzung, dass «überall al les 
immer scbllmmer» werde, an der Wi.rklichkeit vorbei. 
Gerade in Europa ist es namlich in den Ietzte hundert 
Jahrcn gclungen;einzelne für die menschlicbe Gesund­
heit wichtige Grõssen vom allgemeinen Trend zur 

li 

Zerstõrung abzukoppeln. So ba t' sicb beispielsweise die 
Qualitat des Trinkwassers erbeblich verbessert. Die 
reicbsten Regionen des Planeten zerstõren die Umwelt 
am scbnellsten und nachhaltigsten. Gleicbzeitig besit­
zen sie die nõtigen Ressourcen, um sicb zi.Jmindest 
kurzfristig von einzelnen negativen Auswirkungen 
abzuscbi.rmen. Zum andem kann die Erwartung, dass 
õkologiscben Risikolagen sicher rasch in immer grõsse­
re Umweltkatastropben umschlagen, zutreffen - oder 
auch nicbt. Katastropben . pflegen keineswegs immer 
dann aufzutreten, wenn sie trefflicb in den õkologi­
scben Lemprozess bineinpassen, wie in den achtziger 
Jabren. Jeqenfalls taugen einfacbe Verweise auf «die 
drobende Okokatastropbe» oder die «Beberrscbbarkeit 
aufbrecbender Probleme durcb neue tecbniscbe Lõsun­
gen» kaum für eine Betracbtung der europaischen Um­
weltproblematik. 

Die EG und die Umwelt 

Der Einfluss der EG auf die Dynamik der europaiscben 
Umwelt und Umweltpolitik nimmt seit einigen Jabren 
rapide zu. Ob Augverkehr oder Lastwagentransit. 
Scbwe~netransport oder Lebensmittelbestrablung, 
Atommüll oder Scbnclle Brüter: Die EG miscbt mit, 
bestimmt Spielregeln und Rabmenbedingungen - odcr 
aucb qicht. · 

Bereits in den secbziger Jahien wurde die EG, obne es 
zu wissen, umwellpolitiscb aktiv. Der <<Gemeinsamen 
Markt», wie er damals biess, sollte über den Abbau von 
Zõllen hinaus von Hin.demissen für· den Warenverkebr 
leergeraumt werden. Darum erliess die EG etwa Vor­
scbriften zur KJassi fi zierung, Verpackung und Kenn­
zeicbnung von Chemikalien. Der Gebraucb einzelner 
Stoffe wie PCB und von Asbest wurde eingeschrãnkt. 
Abgeseben von den Zõllen ging die Homogenisierung 
des Gemeinsamen Markte bis in die achtziger Jabre 
hinein nur scbleppend voran. Neu am Binnenmarktpro­
jekt von 1985 ist nicht das Ziel, sondem die Mittel. Das 
«Weissbucb>> legte Massnahmen und Termine fest. Mit 



der Erganzung des EWG-Veruags · durch die 
«Einheilliche Europãische Akte» wurde die Handlungs­
fáhigkeit des EG-RalS gesteigert. Für Beschlüsse zur 
Reali~ierung des BinnenmarklS gcnügt einfache Mehr­
heit, um ihn einzuschrãnken Einstimmigkeit. 

Die eigenlliche EG-Umweltpolilil< wurde am Pariser 
Gipfel 1972 geboren. Offenbar diagnostizierte die EG­
Spitze Akzeptanzprobleme. Jedenfalls schreibt der EG­
Umwelúachrnann Stanley P. Johnson rückblickend, den 
Problemen der Lebensqualitãt ·sei Beachtung gescbenkt 
und für 1973 das erste Umweltaktionsprogramm lan­
ciert worden, um die Gemeinschaften nãher an die 
Bürgerlnncn heranzubringen. 

Nacb der Dioxin-Katastrophe von Seveso wurde die 
Chemieindustrie in der sogenannten Seveso-Richtlinie 
zu Risikoabschatzungen, Katastrophen-Vorsorge und 
Information der zustandigen Bebõrden verpflichtet. Die 
EG hat in den achtziger Jahren ein ausgesprochenes 
Sensorium dafür entwickelt, auf offensichlliche Kata­
strophen· und vor allem grõsser Beunrubigung der Or­
fenllichkeit mit punktuellen Massnahmen zu reagieren. 
Das Sensorium enlSpringt weniger d~r Sorge um die 
Umwelt als dem Bestreben, die ins Zwielicht geratenen 
Technologien und Industriezweige von grundlegender 
Infragestellung und harten Auflagen abzuschirmen. 

Dicse Sensibilitãt im Katastropbenfall ist bemerkens­
wert, weil sie weder auf den direkten Druck einer euro­
paweit formierten Umweltbewegung noch auf verbind­
Iicbe Anweisungen demokratiscber Einricbtungen der 
EG zurückgeführt werden kann: Bekanntlich existiert 
weder das eine noch das andere. Politischer Druck 
manifestiert sich indirekt, über die Regierungen einzel­
ner umwellfreundlicherer Staaten wie DeulScbland. 
Und im EG-Rat, in dem die Regierungscbefs gesetzge­
bende und regierende Gewal.~ aufs Mal ausüben, gibt es 
inzwischen durchaus eine Ubereinstimmung über die 
Notwendigkeit eines gewissen UmwelLSchutzes. 

Getrübte Wãsserchen 

Gewasse'rschutz ist der a.Jteste Sektor der EG-Umwelt­
polilil<. Rund 25 Richllinien und Enschliessungen sind 
dazu erlassen · worden. Si e umfassen Messmethoden, 
Empfehlungen ·zur Badewasserqualitãt und eine 
scbwarze Liste von Substanzen, die nicht ins Grund­
wasser gelangen dürfen. Eine Trinkwasser-Richtlinie 
verpflicbtet die EG-Staaten, für rund sechzig Messgrõs­
sen Grenzwerte zu erlassen. Nach jahrelangem Hin und 
Her wurde die Abfallversenkung ins Meer einge­
schrankt. Die EG hat aucb verschiedene Konvenúonen 
zum Schutz der Meere unterzeichnet Gerade in dieser 
Beziehung hal t sich der. Erfolg in Grenzen. Wli.hrend 
sich die Trinkwasserqualitãt in etwa stabilisiert, der 
GesundheiLSzustand verschiedener Binnengewasser 
sicb eber bessen, machen gerade die EG-Lãnder das 
Mittelmeer immer weiter zur Kloake. Beim Wasser 
zeigt sicb ein bekanntes Muster. Ausserbalb der 
LobnarbeilS-Sphare reagieren die reichen Industriege­
seUscbaften seit einem runden Jahrhund~rt einigermas­
sen prompt auf direkte gesundheitliche Bedrohüngen. 
Ganz anders sieht es vorlaufig bei den mittel-· un d lang­
fristigen õkologiscben Risiken aus. Wer Meere vergiftet 
oder Koblendioxid in die Luft blast, kann darauf hof­
fen, mehr kurzfristige Vorteile als langfrisúge Auswir-· 
kungen einzustecken. . · 

Die EG hat in den acbtziger Jahren für die Luft eine 
Rcihe von Richt- und Grenzwerten für Schwefeldioxid, 
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Schwebestãube, Blei und Stickoxid .festegelegt. Mit 
einiger Verspatung auf Japan und die USA treten in der 
EG Grenzwerte in Kraft, aie den Schadstoff der einzel­
nen Autos um 60% - 70% reduzieren sollen. Eine 
Prognose rechnet damit, ·dass der .gesamte Stickoxid­
Ausstoss in den 90er Jahren um rund 20% abnehmen 
und sich dann stabilisieren wird. Weniger op).imistisch 
zeigt sich das. EG-Grünbucb über die stãdtische Um­
welt: <<Die Einführung von Katalysatoren bei allen 
Neuwagen im Jahre 1992/93 wird die Ver'schmutiung 
durch Privalfahrzeuge senken, doch wird diese Ver­
minderung durch die Zunahme des ~trassenverkehrs 
und der Verkehrsstaus, sow.ohl durcb Privalfahrzeuge 
als auch den strassengebundenen Frachtverkchr, si­
cherlich wieder zunichte gemacht werden.» 

Das Umweltrecbt der EG. und der Scbweiz sind auch 
bei der Luftreinbaltung über weite Strecken ãhnlich 
anglegt. Allerdings sind die EG-Grenzwerte etwa beim 
Stickoxid vie1 weniger streng oder fehlen bisher ganz 
(Ozon, Kohlenmonoxid). Beim Vollzug setzt die EG . 
prakúsch aussch/iess/ich auf rechnische Verbesserun­
gen bei Produkten und Produktion. Anstõsse zu struktu­
rellen Verbesserungen, etwà zur Fõrderung der Ôffent­
lichen Verkehrs, fehlen weitgehend. 

Die lrrfahn der 41 Dioxin-Fásser aus Seveso durch 
halb Europa führte zu einer Regulierung der grenzOber­
scbreitenden Sondermülltransporte. Die enlSprechende 
Direktive verlangt unter anderem eine Meldepflicht 
und Vorkehrungen für sicheren Transport. Die Einfüb­
rung des Binnenmarktes. führt nun zu neuen Proble­
men. Mit 9em Wegfall der Grenzkontrollen verschwin­
det eine Uberwachungsmõglichkeit für Langstrecken­
transporte. Zudem fâllt die AbfallenlSorgung unter die 
Dienslleistungsfreiheit und es ist aufgrund einer sehr 
verwirrenden RecblSlage unklar, ob und wie die Ein­
zelstaaten die Ein-· und Ausfuhr von SondermOU nocll 
beeinflussen dürfen. 

Eine Bilanz des EG-Umweltrechts 

Ende aGhtziger Jahre za.blte die Statistik irn Umweltbe­
reicb über 160 EG-Richtlinien, 23 Verordnungen und 
28 EnLScbeidungen des EG-GerichLShofs. Richllinien 
schaffen nicbt direkt anwendbares Recht, sondem 
verpflichten die Mitg1iedstaaten, die Vorschriften in 
Gesetzesform zu giessen. Seit 1987 ist mit dem Artikel 
130r im EWG-Vcruag das Ziel festgescbrieben <<die 
Umwelt zu erbalten, zu schützen und ihre Qualitãt zu 
verbessem». Trotz dieses Rahmenartikels prasentiert 
sich das EG-Umweltrecht als unzusammenhangendes 
Sammelsurium von punktuellen Regelungen. 

Auch in einer Publikation oer EG wird die bisberige 
UmweltrechlSetzung aJs «bruchstückhaft» qualifiziert. 
Der Autor Brian Jobnson zieht für die acbtziger Jahre 
die Bilanz, dass <<die Umweltverscbmutzung auf :vielen 
Gebieten im letzten Jahrzehnt talSãchlich gar nicht 
abgenommen» habe. Er fordert eine Rahmenrichllinie, 
die eine Sorgepflicht für Bürgerlnnen und Unterneh­
men postulieren, QualitãlSziele anpeilen und eine Ver­
besserung der UmwellSituation <<unbedingt>> erreichen 
müsse. 

Es gibt also Anzeichen dafür, dass zurnindest au f Ebenc 
von Einscbatzungen und Absichtserklarungen eine 
weiter gefasste Sicbtweise Einzug. hal t. O b e ine solche 
Rahmenrichtlinie wesentliche Anderungen bringen 
würde. ist fraglich. 



«Management des globalen Ókosy­
stems» 

Denn der EG-Umweltpolitik mangelt es an Gewicht 
gegenüber dem Primat der Okonomie, an personellen 
und finanziellen Ressourcen. EG-Umweltexperte Stan­
ley P. Johnson klagt. das Umweltbudget der EG 
«extrem klein« sei und nur etwa 0,1 Prozent des Bud­
gets ausmacht. Und es dominiert in der EG eine 
technokratische Sichtweise, welche die Must.er der 50er 
und 60er Jabr munter reproduziert und Europa die 
Vision einer postnatürlichen Modeme überstülpt. Wie 
ungebrocben der Glaube an die techniscbe Lbsbarkeit 
okologiscber Probleme, an die Beberrschbarkeit kom­
plexer Prozesse ist. zeigt sich in den sensibelst.en 
I?crcicbcn wie der Atoménergie, C02-Problematik, 
Okosystemzerstorung oder Gemechnologie. 

In einigen Landem wie Danemark, Niederlande oder 
der BRD entbrannten scbon in den frühen acbtziger 
Jahren Auscinandersetzungen über R.isiken und Sinn 
der Gent.ecbnologie. Mit dem Herannaben des Binnen­
marktes begann sicb aucb die EG-Kommission um das 
Thema zu kümmem und verabscbiedete im April 1990 
zwei R.icbUinien. Scbwerpunkte bilden eine Melde­
pflicbt sowie Arbeitspraktiken und Abscbonungsmass­
nabmen für die Arbeit mit genetisch veranderten Or­
ganismen, deren Freisetzung für Menscb und Umwelt 
gefábrlicb wãre. Für erlaubte Freisetzungen wird eine 
Risilcoanalyse und die Benachricbtigung der zustandi­
gen DebOrden verlangt Zudem soll die Patentierbarkeit 
von Lebewesen geregelt werden. 

Mit solchen Rahmenbedingungen wird der grenzenlo­
sen Entwicklung der industriellen Gentechnologie Tür 
und Tor geõffnet und gleicbzeitig die Bedenken der 
ÚffenUichkeit gedlimpft. Denn <<Offentlicbe Veruauen 
ist ein kritiscber Faktor für die Biotecbnologie», verrat 
Mark CanUey von der EG-Arbeitsgruppe für 
Biot.ecbnologie-Information seinen Fachkollegen. In 
der T at verminelt die Tonart der Facbpublilcationen den 
Eindruck, dass nicbt ôkologiscbe Risiken, sondem 
mangelnde «AkzeptanZ>> als Hauptproblem identiftziert 
wi.{d. Bedenken artikuliert das EG-Parlament mit der 
Entscbliessung vom 16. Mãrz 1989. Es zeigt sicb 
«bestürzt darüber, dass Experiment.e mit der Freiset­
zung solcber [genetiscb veranderter] Organis.men statt­
finden>> und wirft gar die Frage auf, «Ob nicbt wegen 
des ler:zUicb nicbt' quantifizierbaren und qualifizierba­
ren biologiscben Restrisikos eine Totalverbot [solcher 
r-reiser:zungen] ausgesprocben wcrdcn rnüsstC>>. 

Dic Rcalitat des Gentecbnologie-Binnenmarktes wird 
allerdings von Statements des einflusslosen Parlamen­
t.es kaum beeinflusst. Denn: «Die Biot.ecbnologie ist 
wicbtig für den menscblicben Fortscbritt und für das 
Management des globalen Okosyst.ems, eine Verant­
wortung der wir nicbt enúlieben und die wir nicbt 'de( 
Natur überlassen' dürfen>> - meint der bereits zitierte 
Mitarbeit.er der EG-Arbeitsgruppe. «Biot.ecbnologie 
bringt dic Mõglichkeit biorationalcr Kontrollc von 
Pflanzen und Tieren, deren Umwandhmg in Essen und 
nützlicbe Produkte, und unserer Gesundbeit» Solche 
Visionen gent.ecbnologiscber Modeme stossen sicb 
vorlliufig aucb an wirtschaftlichen Realilãten . Die 
Lan~wirtscbaft, die als Haupunarkt für die Diot.echno­
l?&il! ang~seben wird, biet.et mit Überproduktion und 
uefen Pre1sen wcnig Anreiz für die massive Einführung 
n~uer Tec~n?logien. Cbancen für die Zukunft bringe 
eme komb1mencr Prozess von Restrukturierung und 
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t.echnologiscber Modemisierung dcr europaiscben 
Landwirtschaft. denken Facbleute !aut nacb. 

Atomgeschichte 

Eine der drei EG ist die 1957 g~gründete «Europaiscbe 
Atomgemeinschaft>> EURA TOM. Sie sollte di e auf­
wendige Forscbung und Entwicklung zentralisieren 
und die europaiscbe Atomindustrie auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfábig werden lassen. In der Folge verlagerte 
sich dann aber die Reaktorentwicklung slãrker als vor­
geseben in nationale Gefásse. ·Die EURATOM bebielt 
eine Bedeutung im Bereicb der Grundlagenforscbung 
und des Informationsaustauscbs. Grosse Mengen nu­
klearer Facbliteratur füllen die Verzeicbnisse der EG­
Publilcationen. 

Der Binnenmarkt für Energie drobt die Prãsenz der 
Atomenergie in der EG noch · mebr auszuweiten. 
Atomstrom macbt in Frankreicb 80% und in Be1gien 
65% der Stromproduktion aus. in Deutscbland und 
Spanien rund einen Drittel. Zusammen mit weiteren 
Wcrken in dcr Niederlande und in Grossbritannien 
bilden die rund 140 AKW rund einen Drittel des globa­
len Nuklearpotentials. In einem Sienario 
<<Fortschreibung der heutigen Politik>> recbnet die EG 
mit einer Erbõbung der Atomstrom-Produktion um 
50% bis zum Jabr .2010. «Die drastiscbe Erbobung der 
Atomstiomerzeugung in · Frankreicb markiert die ei­
genUicbe Philosopbie der EG-Szenarien, nach der 
franzôsiscber Atomstrom nicbt mehr für Frankreicb, 
sondem für den Gemeinsamen Markt erzeugt werden 
soll>> - kritisiert das deutscbc Oko-Institut. 

Um für den europaiscben Atomstrom-Markt eine ge­
eignete lnfrastrutur zu scbaffen, scblagen int.eressierte 
Krãfte wie Frankreicb die Einfübrung des «common 
carrier>> vor. Das Netz müsste von regionalen und na­
tionalen Elektrizi~tsgesellscbaft.en für Direkttransporte 
zwiscben Erzeugem und (Gross-)Verbraucbem zur 
Verfügung gest.ellt werden. Eine Autofabrik in 
Deutscbland oder ein Aluminiumwerk in Italien konn­
ten dann direkt.e Licfervertrãge für franzõsiscben 
Atomstrom abscbliessen. Dagegen webrt sicb etwa die 
deutscbe Elektrizilãtswirtscbaft. 

Keinen Streit gibt es über den Ausstieg aus der Atom­
energie, der in der EG cigcntlicb gar kein Thema ist. 
Die scbwediscbe Sozialdemokratie beispielsweise hat 
sicb auf die nukleare Zukunft der EG eirigest.elll und 
para! le! z ur Kurve R.ichtung . EG au eh de n Ausstiegs­
pfad verlassen. Die Entstebung des Binnenmarktes für 
Energie verengt ni eh t n ur di e Lukc . für de n Ausstieg 
aus der Atomenergie sondem konnt.e sicb als Lebense­
lixier für ·çiie darbende Nuklearbrancbe erweisen. Je­
denfalls siebt die EG in ihren energiepolitischen Zielen 
für 1995 einen vermebrten ·Einsatz von Uran bei dcr 
Stromerzeugung vor. 

Natur aut dem Rückzug 

lm Bereicb des Natur- und Tierscbutzes hat die EG seit 
den siebziger Jabren eine ganze Reibe von punktuellen 
Regelungen erlassen: Direktiven zum Verbot von 
Wablfangprodukten und zum Import von Seebundfei­
Jen, LeiUinien zur {Jmsetzung des Wasbingtoner Arten­
scbutzabkommens, Prinzipien für Tierversucbe oder 
Vorschriften für Scblachtvieb und Legehennen. 
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Trotzdem scblagt die letzte grosse EG-Bestandesauf­
nabme zur Lage der Umwelt 1986 alarmierende Tõne 
an. Die õkologische Vielfalt in Europa sei ••weit davon 
enúemt, unbeeintracbtigt zu sein», das Tempo der 
Zerstõrung «WabrscbeinliCh grÕSSCf» aJS je ZUVOf. Der 
Bericbt weist unter anderem auf die rasche Verschlecb­
terung in Südeuropa bin. Noch dramatiscber erscheint 
die Lage fünf Jahre spater aufgrund von OECD-Zablen. 
In verschiedenen europiiiscben Uindem sind zwischen 
20 und 80% der wild lebenden Tierarten bedrobL 
Schwarzes Scliaf unter den EG-Landem ist die BRD­
West. Aucb die Schweiz gebõrt in dieser Hinsicbt zur 
absoluten Spitze. 

Hauptmotor der Naturzerstõrung zu Lande bilden heute 
nicht Vergiftungsprozesse, sondem die ausgreifende 
und intensivierte Nutzung natürlicher und natumaber 
R.aume durcb Zersiedelung, Verkehrsinfrastrukturen, 
Intensivierung der Landwirtschaft oder Tourismus. 
Gerade diese Grossen werden · durch de n Binnenmarkt 
auf Wacbstum getrim.mt. Ricbtlinien über die Erbal­
tung wiJdlebender Vogelanen oder die Plane zur Scbaf­
fung eines Netzes von Schutzzonen droben zum Trop­
fen au f den beissen S tein zu werden. 

Spiel mit dem Klima 

lm Herbst 1990 formuliert der EG-Gipfel das 
«Klimascbutzziel», die C02-Emissionen bis zum Jabr 
2000 wieder auf den Stand von 1990 zuriickzuführen. 
Damit ist die EG in der angenehmen Lage, vorerst gar 
nicbts tun zu müssen und trotzdem besser dazusteben 
als die USA und Japan, die sich nicbt auf verbindlicbe 

. Ziele festlegen wollen. Einige Monate vor dem EG­
Gipfel recbnete die EG-Kommission nocb mit einer 
weiteren Erbõhung des C02-Ausstosses um 20% bis 
zum Jabr 2010. Wie aus dieser prognostizierten Zu­
nahme eine Reduktion werden sollen, bleibt offen. 
Allgemein setzt die EG auf eine weitere Verbesserung 
der Energienutzung, die eine erbeblicbes Weiterwacb­
sen von Industrieproduktion und Verkehrsleistungen 
zulassen soi!. Statt aber durcb harte Randbedinungen 
und massive Lenkungsabgaben der Verschleuderung 
von Ressourcen ein Ende zu setzen, weist die EG der 
Atomenergie auch in Bezug auf die KÜmapolitik eine 
wicbtige Rolle zu. Denn, so argumentiert ein Papier der 
EG-Kommission, ein Ausstieg aus der Atomenergie 
würde die Produktion ·des Treibbausgases um einen 
zusatzlichen Fünftel erbõben. 

Die Studie «Energie-Report Europa» des Oko-Instituts. 
weist bingegen nacb, dass die EG trotz Zuwacbs an 
lndustrieproduktion, WÓhnfUlcbe und Verkehrsleistun­
gen den C02-Ausstoss gegenüber beute um 43% sen­
ken kõnnte - und zwar obne Atomenergie. Das würde 
ein Ausschõpfen der Mõglicbkeiten bei der Energiebe­
reitstcllung (Warme-Kraft-Koppelung), bei der Nut- · 
zung (Energiesparen) und den Einsatz emeuerbarer 
Energiesysteme erfordem. Der Ausstieg aus der Atom­
energie und das von der Enquête-Koounission des 
deutscben Bundestags geforderte C02-Reduktionsziel 
für lndusttielander von 30% bis 2005 liessen sich nach 
Ansicht des Oico-Instituts ·parallel en:eichen. Allerdings 
ist die entsprecbende Energiewende der EG nicbt in 
Sicbt. 

Die Auswirkungen verscbiedener weiterer Poliúkberei- · 
chc überlagem die Umweltschutzanstrengungen. Am 
meisten Beachtung findet momentan die Verkebrspoli­
tik dcr EG. Gleiches gilt aber aucb für d_ie Regional­
p.oliti.k. lm Südtirol werden mit EG-Mitteln Alpweiden 
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ausgeraumt und umer anderem Alpenrosenbüscbe ent­
femt : wãhrend das Pflücken der ein paar Meter ent­
femt verbleiben!Jen unter Strafe steht Oder in Portugal 

· unterstützt die EG lndstrieansiedlungen nur dann, 
wenn grosse Grundstücke erschlossen werden. 

Der Binnenmarkt und die Folgen 

Die fortschreitende Realisierung des Binnenmarktes 
strukturiert die· umweltpolitischen Situation in Europa 
um . Als Grundregel gilt. dass die EG-Staaten der freien 
Zirkulation von Waren und Dienstleistungen keine 
Hemmnisse in den Weg legen dürfen. D~ gilt auch für 
Vorschriften etwa im Bereich der Umwelt oder der 
Nahrungsmittel, die nur indirekt als sogenannte 
«nicbttarifarische Handelshemmnisse» wirken kõnnen. 
So musste die Bundesrepublik ihr Reinheitsgebot beim 
Bier fallen lassen, um den lmport von Bieren mit ZQ­
satzen nicbt zu behindem. 

Diese Vereinheitlichung des Marktes kann auf zwei 
Arten passieren. lm ersten Fali erlasst die EG selber 
Vorschriften, etwa für den Handel mit Chemikalien, 
und setzt so Produktestandards für den ganzen Bin­
nenmarkt. Auch wenn die EG dabei ausdrücklich «von 
einem hohen Scbutzniveau» auszugehen gedenkt, ori­
entiert sich "diese Politik eber am kleinsten gemeinsa­
men Nenner als õkologisch erforderlichen. Der zweite 
Fali betrifft alle Bereiche, die von der EG nicbt regu­
liert werden. Da gilt das Prinzip, das für jedes Produkt, 
das in einen einzelnen Land den Vorschriften ent­
spricbt, auch in allen andem EG-Uindem auf dem 
Markt zugelasse~ werden muss. · 

Damit ergeben sich Standortvorteile für Regionen, die 
über das EG-Minimum hinaus keine weiteren Umwelt­
vorschriften erlassen oder beim Vollzug ein Auge 
zudrücken. lm Gegensatz zur Zirkulation verbleibt für 
di e · Einzelstaaten bei der Produkúon ei n erheblicher 
Spielraum, mit raumplaneriscben Massnahmen, Len­
kungsabgaben und anderen Mittelt:~ die Produktionsbe­
dingungen zu beeinflussen, wenn diese mit dem EWG­
Vertrag vcrein.bar sind. 

Einzelstaatliche Vorschriften bei der Warenzirkulation 
sind mõglich, wenn sie etwa durch Arbeits- oder Um­
weltschutz begriindet sind und die EG-Kommission 
«Sicb vergewissert hat, dass sie kein Mittel zur will.kür­
lichen Dislcriminieiung und keine verschleierte Be­
scbriinkung des Handels zwiscben den Mitgliedstaaten 
darstellen». Es gebt also um eine Interessenabwagung 
in einem Vakuum, das durch Entscbeide von Exekuti.ve 
und Ocricbt ausgefüllt wird. Zugunsten einzelstaatli­
cher Einscbrãnkungen hat sich der Europiiische Ge­
richtsbof im Fali der dãniscben Fõrderung .von Mebr­
~egflaschen entschieden, das gescbützt wurde. Ob und 
wieweit solcbe Ausnabmen nach dem l . Januar 1993 
Bestand haben werdcn, ist offen. 

Dass der Binnenmarkt die Umweltsituation verschiirfen 
wird, stellt auch der .«Task Force Report>• einer von der 
EG eingesctzten Arbeitsgruppe fest. Der Bericht nennt 
als Neaoeffekt des Bjnnenmarktes eine Zunahme der 

· Schwefeldixidemissionen um 8 bis 9% un d derjenigen 
von Stickoxiden um 12 bis 14%. Der intemationale 
La.stwagenverkebr soll um 30 - 50% zunehmen. Ang~­
sicht d.er meist sehr allgemein gahaltenen und moderat 
formuliertcn Betracbtungen verwundert es, dass die EG 
diesen Bericht nicht publizierte. Er ent.hiilt aucb eine 
Reihe von Vorscblagen für eine langst fállige minimale 
Modemisierung des EG-Umweltrecbts. Marktwirt-



schaftliche· Mittel, Umweltkrilerien für den regional­
politiscben Strukturfonds oder eine Verbesserung der 
Umweltbeobacbtung auf europãischer Ebene dürften 
unter dem Druck von Deutschlands und Dãnemarks in 
den nacbsten Jahren aucb für die EG zu Themen wer­
den. 

Regelungsdicbte·und finanzielle Aufwendungen der EG 
im Umweltbereicb dürften in den neunziger Jahren 
erbeblich zunehmen, um die Folgen von Deregulierung 
und Binncnmarktdynamik zumin<,lest teilweise abzu­
dãmpfen. Die Anstrengungen konzentrieren sicb wei­
terbin auf jene burnanokologiscben Bereicbe, wo direk­
te G~sundbeitsscbaden droben und befúge Reákúonen 
der Offentlichkeit zu erwarten sind. Bei der Trin.kwas­
serqualitiit und verscbiedenen Luftscbaftstoffen weist 
der Trend au f eine leicbte Verbesserung oder Stabilisie­
rung der Situaúon - beim Lãrm oder der Erreicbbarkeit 
natumaher Erbolungsgebiete nacb ·unten. Auf der 
Ebene der natumaben Okosysteme bescbleunigt der 
Binnenmarkt die Zestõrungstendenzen, obne da.Ss an­
gemessene Begrenzungsstrategien sicbtbar würden. In 
diesem Umfeld vollendet sicb aucb ein Binnenmarkt 
für Lebensqualitat. auf dem sicb die meistbietenden mit 
rubigen Wobnlagen in den urbanen Ballungsgebieten, 
Refugien im Alpengebiet oder einem privaten Uferab­
scbnitt in einem überlaufenen Erbolungsgebiet .eindek-
ken kõnnen . · 

Zentralisierte Kompetenzen - bessere 
Politik? 

Die EG hat die europãischen Umweltprobleme weder 
erfunden noch gescbaffen . Zwanzig Jahren supranaúo­
naler Umweltpolitik baben aber aucb keinen relevanten 
Beitrag zur Stabilisierung der Umweltsituaúon gelie­
fen. Sicber müssen für viele Probleme kont.inentale und 
globale Lõsungen gefunden werden. Es ist aber frag­
licb, ob die Verlagerung von Kompetenzen auf bõbere 
Ebenen und die Scbaffung grosstaatlicher Strukturen 
bereits ein Scbritt in diese Richtung sind. Die Lõsung 
der europãiscben Umwellprobleme ist ja keineswegs 
daran gescbeitert. dass die beuúgen Staaten an Grenzen 
gestossen waren, sondem daran, dass sie den Spielraum 
nicbt ausnutzen wollten. 

Neben reichlicben Kompetenzen batte sich die EG für 
eine andere Politik durchaus auch auf . einen Súm­
mungswandel in der Bevõlkerung stützen konnen. 85% 
der Italienerlnnen und 84% der Griecblnen sahen Ende 
acbtzigcr Jahrc Umwcltschutz als dringendes Problem, 
das rasches Han de l n· erfordere. In Deutschland, Dãne­
mark, Spanien und Portugal lag die Zustimmung zu 
dieser Aussage zwiscben 80 und 70%. Auch wenn die 
Verbindlichkeit solcber Aussagen stark relaúvien 
wcrden muss. verweiscn sie auf Spielmum für eine 
andere Politik. Warum wird dieses Potenúal nicht 
Wirklichkeit? 

Zum einen müsste das politische Umfeld des Binnen­
marktprojckts nã.her bctrachtet werden. Es ist von · 
Rückscblãgen sozialer, demokrat.ischer und aucb õko­
logischer Bcwegungen in den spaten siebziger und 
frühen achtziger Jabre und von einem neoliberalen 
Boom im letzten Jahrzehnt gepragL Vor diesem Hin­
tcrgrund wird verstãndlicbcr, warum dic curopãiscbe 
Sozialdemokrat.ie als federführende Kraft bei der Rea-
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lisierung des Binnenmarktes und einer undemokraú­
scben Zentralisierung der EG kaum auf Wiederstãnde 
stiess. Weder gibt es eine europãiscbe Offentlicbkeit 
nocb demokraúscbe lnsúiuúonen der EG, in denen sie 

· sicb wirksam artikulieren kõnnten. 

Eine zweite Ebene von Problemen bangt direkt mit der 
konúnentalen Zentralisierung von Kompetenzen . zu­
sammen. Das staatsãhnliche Riesengebilde EG hat eine 
poliúsche Kultur· bervorgebracht. welcbe die europã.i­
scbe Umwe/rbewegung strukture/1 benachteiligt. Die 
verscbiedenen Wirtscbaftslobbies kõnnen problemlos 
die Ressourcen aufbringen, um den Gang der Dinge 
wirksam zu beeinflussen. Wie barmoniscb das Zusam­
menspiel der rund 3000 Wirtscbaftslobbysten mit der 
EG-Verwaltung Uiuft. ist kürzlicb im Bereicb der Gen­
tecbnologie wieder sicbtbar geworden. Die Vertreterln­
nen der interessienen Chemieindustrie baben die Ent­
würfe für das EG-Recbt gleicb selbst verfasst. 

Ein umweltpoliúscbes ((Europa von unten» zeigt sicb in 
Brüssel in Form eines knappen Dutzend Leuten, die 
versucben, Lobby für die Umwelt zu macben. Das Eu­
ropã.iscbe Umweltbüro vertritt m i t zweieinbalb Stellen . 
rund 120 europã.iscbe Umweltorganisaúonen. Hinzu 
kommen Vertreterlnnen grosser Organisaúonen wie 
WWF oder Greenpeace. Theresá Herzog, Europa-Ko­
ordinatorin der scbweizeriscbe Umweltvcrbãnde, fmdet 
die geringen Einflussmoglichkeiten von Umweltvertre­
terlnnen- aucb nacb eigenen Erfabrungen in Brüssel -
((ziemlicb emücbtemd». Die Ursacben dafür siebt sie 
einmal in den begrenzten finanzieilen und personellen 
Mitteln der Umweltverbãnde. Zudem seien Zielsetzung 
und Strukturen der EG derart einseitig auf die Wirt­
scbaft ausgericbtet. dass neben den Umweltverbãnden . 
aucb die umweltpoliúscben Insútuúonen der EG selbst 
in eine Nebenrolle gedrãngt würden. 

Die staatlicbe Zentralisierung Europas fordert zwei 
weitere umweltpoliúscb bedenklicbe Mecbanismen. Sie 
bricbt regiona/e Rtickko"ppelungen auf. Die Bevolke­
rung am Brenner oder im Kanton Uri ist beute in poli­
úscbe Strukturen eingebunden, die sie bereits als kriú­
scbe Masse gegenüber der jeweiligen classe politica 
erscbeinen und so iri der europãiscben Transitpolitik · 
wirksam werden lassen. Wieviel Gewicbt baben solcbe 
Versucbe eines regionalen Vetos nocb, wenn -europã.i­
scbe Transitachsen einmal in Brüssel geplant werden? 

Scbliesslicb droben umwelúreundlicbe EG-Regelungen 
von Vollzugsproblemen unterlaufen zu werden. Bereits 
in einem übersicbtlicben Lãndcben mit boher Voll­
zugsdisziplin wie der Schweiz werden etwa das Raum­
planungs- oder Strasscnverkehrsgesetz nicbt vollstãn­
dig durcbgesetzt. In Italien funkúonieren !aut einer 
EG-Dokumentation 48% der inst.allierten Klliranlagen 
nicht. Wo kein Wille ist. ist eben auch kein Umwelt­
scbutz·. 

Die bisber ziemlicb reibungslose Realisierung des 
Binnenmarktes bedeutet für die europã.iscben Umwelt­
bewegungen eine kal te Scblappe. Sie seben sicb vor die 
Herausforderung gestellt. auf europã.iscber Ebcne 
bandlungsfàbigcr zu werden. Sie müssen sich aucb 
Gedan.ken darüber macben, wie sie sicb demokratiscbe 
Verhálmisse in Europa vorstcllen und ob sie weiterbin 
tatenlos der Zentralisierung von Kompetenzen in der 
EG zuseben ·wollen . 



EWR: Umweltverschlechterung ist vorprogrammiért 
Die Umweltqualitat «bewahren, scbützen und ver- · 
bessern» wollen -laut Praambel- die EWR-Ver-

. tragsparteien. Scbon(mde Nutzung natürlicher 
Ressourcen und nachhaltige Entwicklung werden als 
Ziele angemgt. Das sind allerdlngs eher Fussnoten In 
einem Vertrag, in dessen Mittelpunkt di~ Schaffung 
eines bomogenen Wirtschaftsraumes steht. Er 
verpflichtet unterzeicbnende EFfA-Staaten dazu, 
welte Telle des EG-Umweltrecht und Regulierungs­
verbote zu übernehmen (zu E~Umweltrecht: WO­
Z-Dossier ·21.9.91). In der Schweiz würden nu r noch 
Restbestande von Umweltpolitik d em ZugTiff d er 
direkten Demokratie erhalten bleiben. 

Zentralisierungsschuh 

Die Ankoppelung der EFrA-Staaten an den EG-Bin­
nenmarkt würde aucb für diese Ul.nder einen Vorrang 
der Marktfreibeit festscbreiben, der technische oder 
mengenmãssige Vorschriften und Verbote . als 
«nichttarifáre Handelsbemmnisse» untersagt. Ausnab­
men müssen von der EG gebilligt werden. Grõssere 
naúonale Handlungsspielrãume bleiben in Bereicben 
wie R.aumplanung oder Umweltabgaben erbalten, die 
weniger direkt den Binnenmarkt betreffen. Die Dere­
gulierungsmecbnik des Binnenmarktes wirkt aber weit 

· in die verscbiedensten Poliúkbereicbe der Unterzeicb­
nerstaaten binein. Sie verlieren die umweltpOliúscbe 
Souverãnitãt und wesentlicbe Kompetenzen. Ein Ar­
beitspapier von EFTA-Umweltverbãnden befürcbtet, 
die Entscbeidungen würden auf einer Ebene angesie­
delt, «auf der nur Regierungsmitglieder partizipieren 
konnen und eine Einflussnabme durcb die Bevolkerung 
extrem scbwierig iSl>>. 

)> Wo die EG selbst Umweltrecbt gesetzt hat. welcbes 
den Bionenmarkt betrifft., gilt dieses aucb für EWR­
Lánder. lm Fali von SondermOlltransporten oder Zulas­
sungsvorschriften für Autos gelten in Zukunft die EG­
Regelungen. In verscbiedenen Bereichen sind diese mit 
den scbweizeriscben Vorscbriften vergleicbbar, in 
-einigen sind sie· deutlicb scblecbter. In den manchen 
dieser P.Ule siebt der EWR-Vertrag vor, dass die stren­
geren Vorscbriften in Kraft bleiben dürfen, bis die EG 
aufgescblossen hat. Das wirkt zwar auf den ersten Slick 
berubigend, legt aber die okologiscbe Verschlecbterung 
einfacb auf die Zeitacbse um . Súllstand ist Rückschriu. 

)> Nocb bedenklicber ist der Grundsatz der gegenseiú- · 
gen Anerkennung nationaler Vorschriften in den zabl­
reicbcn Gebieten, wo die EG keine eigenen Vorschrif­
ten erlãsst. Ein Untemebmen kann in jedem andem 
Land Marktzugang erzwingen, wenn es in einem Land 
die dortigen Vorschriften erfüllt. Solange Brüssel nicbt 
reguliert. setzt der scbludrigsH~ Staat den Standard. 

Primat der Õkonomie 

Die Regulierungen der EG erlauben aus verscbiedenen 
Gründen nicht nur eine Fortsetzung, sondem fõrdem 
cine Bescbleunigung der Umweltzerstõrung. Die EG­
Urnweltgesetzgebung orientiert sich primiir an den 
Erjordemissen des Binnenmarktes und eist in zweiter 
Linie an der Schonung der Urnwelt. Das EG-Umwelt­
recht prãsenúert sich als unzusarnmenhãngendes Sam­
melsuriurn . Wenn auch die Zabl der Regelungen rasch 
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wãcbst..sind sie zuwenig streng, um nur schon die Zu­
satzbelastungen des Binnenmarktprojekts aufzufangen. 
Zudem kommen elementare Fortschritte reichlicb spãt. 
lm FaHe Greniwerte für Personenwagen, dic ab Mitte 
neunziger Jahren den Kata.lysator erforderlicb macben, 
mit zwei Jahrzehnten Verspãtung gegeriüber Japan und 
den USA. . 

Eine zweite Schwãcbe des EG-Umweltscbutzes Iiegt in 
der schleppenden Umsetzung und im mangelhafteTJ. 
Vollzug. Scbon die Umsetzung der EG-Ricbtlinien in 
naúonales Recbt eber mübsam. Der Vollzug dieses 
Recbts wie au eh der direkt anwendbaren EG-Vorschrif­
ten bietet ein skandaÍõses Bild. Aucb in den traditionel­
len Bereicben Abwãsser und Abfálle sind die EG-Lãn­
der weit davon enúemt., die Vorscbriften einzubalten. 
Es bestebt die Mõglich.keit. in solcben Fãllen bei der 
EG Bescbwerde zu fübren oder zu klagen, wie das 
Urnweltorganisaúonen ctwa gegen spaniscbe Bebõrden 
bereits getan baben. Die Reicbweite dieser Recbtsmittel 
ist jedocb bescbrãnkt., weil die EG im Umweltbereicb 
weder die notwendigen Kontrollorgane, nocb über die 
erforderlicben Sanktionmõglicbkeiten gegenüber saum­
seligen nationalen Debõrden vcrfügt. lllegal umwelt­
verscbmutzende Untemebmen dürften auf absebbare 
Zeit in Rube die entsprecbenden Wettbewerbsvorteile 
geniessen. lm sicb vollendenden Binnenmarkt wie in 
einen allfálligen EWR bestebt eine grosse Asymmetrie 
zwischen dem Vollzug der Markt-Deregulierung und 
dem Vollzug der Umweltregulierung. Wãhrend die · 
interessierten Firmen sicb in allfálligen Zweifelsfállen 
mit einigen Dutzend Prozessen den Marktzugang klã­
ren, prãsenúert sicb der Vollzug des Umweltscbutzes 
als endlose SisypbusarbeiL 

Nach oben starr 

Scbliesslich ist der Rcgulierungmecbanismus der EG 
falscb angelegt. Weil der Markt die oberstes Prioritãt 
geniesst., sind viele Regelungen abscb)iessend: Sie 
Iassen keine Verschaiiungen von Grenzwerten und 
anderen Vorscbriften zu. sind nach oben starr. Das 
verhindcrt aucb bcscheidene VoÍTeiterrollen, wie sie die 
Schweiz bei .Luftreinbalrung und Kata.lysator in den 
achtziger Jahren gespielt hat. Vorreiterrollen erzeugen 
einen politiscben Druck, wenigstens das tecbniscb 
mõglicbe umweltpoliúsch zu realisieren. Das ware 
nicbt nur bei den bãufig diskuúcrten Grenzwenen "für 
Automotoren und Brenner oder dem Wirkungsgrad von 
Hausbaltgeraten wünscbbar, sondem auch gegenüber 
der Energieverschwendung dqrch Computer und Bü­
romascbinen oder der Verwendung problemaúscber 
Stoffe. V.erbote wic dasjenige von PVC-Getrãnkefla­
scben in der Schweiz, wãren unter EWR-Recht kaurn 
rnebr mõglich. 

Minimalbedingungen nicht erfüllt 

An einem Treffen in Oslo haben Vertretcrlnnen von 
Umweltverbãnden aus den EFf A-St.aaten am 6. No­
vember die vorliegende Version des Vertrags-Haupttex­
tes analysiert. Sie stellcn fest. dass ihre beiden Grund­
forderungen nicht berücksicbtigt sind. Weder kann das 
erre.ichte Scbutzniveau vollumfánglicb gchalten wer­
den, nocb verbleibt bei den produktebezogenen Vor­
schriften genügend Spielraum für Verbesserungen. Die 



Mõglichkeiten für Schutzmassnahmen seien im Vertrag 
ãusserst restriktiv ausgestaltet, erklãrt Jberesa Herz.og 
von der Koordination für Europafragen der schweizeri­
schen Umweltverbãnde im Anschluss ans Osloer Tref­
fen . 

Sie persõnlich erwartet ·von der Realisierung des Bin­
nenmarktes und eines allfálligen EWR eine weitere 
Zunahme des õkologiscben Problemdrucks. Gegen 
diesen Trend sei die Zusarnmenarbeit der europlüschen · 
Umweltbewegungen wichlig. Gleicbzeitig mõchte 
Theresa Herzog aber den politischen Spielraum und die 
notwendigen Kompetenzen in . der Schweiz bebalten, 
um diesem Druck umweltpolitisch cntgegentreten zu 
kõnnen. Bis zu einer offiziellen Stellungnahme der 
Umweltorganisationeh wird nocb einige Zeit vergehen. 
Noch liegen gar nicht alle Teile des Vertrags auf dem 
Tiscb und vorerst ist eine Diskussionspbase angesagt. 

Ermunterte Deregulierung 

EG und EWR sind nicÍn díe Wurzel allen Übels - die 
Scbweiz ist nicht cin Hort des Umweltschutzes. Ver-

. schiedene Regelungen der EG stellen gegenüber der 
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früheren Situation einen Fortschritt dar und g leichen in 
vielen Teilen denen der Schweiz, auch wenn die hiesige 
Umweltgesetzgebung nach Punkten etwas vom liegt. 
WesentJicher erscheinen die grossrãumigen und minel­
fristigen Folgen von. staatJicher Zentralisierung und 
õkonouúscher Deregulierung, wie sie durch ein Zu­
st.andekommen des EWR verstãrkt . und legiúmien 
würden. Positive Elemente sind dort auszumachen, wo 
sie als direkte Nebeneffekte der Deregulierung abfallen, . 
etwa bei der Freizügigkeit von (westeuroplüschen) 
Menscben . UmweltpOiitiscbe Rahmenbedingungen und 
die meisten Pfeiler von Sozi~politik fallen jedocb nicbt 
als Nebenprodukte õkonouúscben Wuchems ab, son­
dcm müssen pôlitiscb erlcãmpft werden. Dass ein Zu­
standekommen des EWR den Spielraum dafür erweitert 
und die Position der europlüscben Umweltbewegungen 
verbessert, darf docb 9ezweifelt werden. 

Ein EWR-Veryag mit fõderativen Elementen und 
õkologiscbem Spíelraum nacb oben bãue vielleicbt ein 
Ausgangspunkt für europapolitiscbe Perspektiven wer­
den kõnnen. Der vorliegende Vertrag macbt die EFf A­
Lãnder in einer Weise zu staats- und umweltpoliti~~ben 
Untertanengebieten der EG, dass er weder als Uber­
gangslõsung nocb als Perspektive attraktiv.erscbeint. 


